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I. Frauen haben bei der Gestaltung und Verteidigung der Rechte und Freiheiten im Laufe der Geschichte eine wesentliche Rolle gespielt. Trotzdem hat ein Großteil unserer Gesellschaften die geschichtliche Bedeutung der Frauen noch nicht anerkannt und ihre Rechte nicht garantiert.

Das Gesetz über das Recht der Frauen auf Beseitigung der Männergewalt basiert auf der Prämisse, dass Frauenrechte Menschenrechte sind. Männergewalt ist nicht nur eine schwere Verletzung dieser Rechte, sondern verhindert auch, dass Frauen ihr volles Bürgerrecht und ihr Recht auf Selbstbestimmung und Freiheit ausüben können.

Das Ziel dieses Gesetzes ist es, einerseits Mechanismen festzulegen, um einen Beitrag zur Beseitigung der von Frauen erlittenen Männergewalt zu leisten, und andererseits Garantien für das Grundrecht von Frauen auf ein Leben ohne diese Gewalt anzuerkennen und zu erweitern.

Der Kampf gegen die Gewalt von Männern gegen Frauen ist Teil eines von Frauen geführten Prozesses zur Durchsetzung ihrer Rechte und zur Schaffung eines Umfelds, in dem sie sich frei entwickeln können. Dieser Prozess hat eine lange Geschichte in unserem Land und ihm ist es zu verdanken, dass Frauen trotz widriger Umstände Räume der Eigenständigkeit entwickelt haben.

Dieses Gesetz legt an erster Stelle die Anerkennung der eigenen Erfahrungen der Frauen, die verschiedene Gewaltsituationen erlebt haben, zugrunde; das Gesetz sieht diese Frauen als aktive Akteure im Prozess der individuellen und gemeinschaftlichen Umwandlung unserer Gesellschaft hinsichtlich der Kenntnis und Überwindung dieses Konflikts.

Das Gesetz legt außerdem die Anerkennung der historischen und wegbereitenden Rolle der Frauenbewegung zugrunde. Der Wert und Reichtum der von der Frauenbewegung entwickelten Kenntnisse und Werkzeuge für Erkennung und Handlung sind wesentlich, um die Entstehung der Männergewalt zu verstehen und zu bekämpfen. Ebenso hat die Frauenbewegung in Katalonien eine essenzielle Rolle bei der Entwicklung der Rechte und der Schaffung von Freiräumen für die Frauen unseres Landes gespielt.

Deshalb sind die Beiträge von Frauen, die Gewalt erfahren haben, und von Frauengruppen, die gegen Gewalt gekämpft haben und kämpfen, sowie von der Frauenbewegung hinsichtlich der Verteidigung der Frauenrechte von enormer Bedeutung für die Ausarbeitung dieses Gesetzes, denn die Forderung nach dem Recht der Frauen auf ein Leben ohne Männergewalt ist das Ergebnis der Bestrebungen von tausenden Frauen, die die verschiedenen Äußerungen dieser Gewalt angeprangert haben und damit ermöglichten, dieses Gesetz endgültig in unser Rechtswesen aufzunehmen.

Ebenso müssen die historische Bedeutung und das Innovative und Exemplarische der politischen Tätigkeiten der lokalen Institutionen bei der Bewältigung dieses Problems seitens der öffentlichen Verantwortlichkeit anerkannt werden. Die kommunalen und gemeindeübergreifenden Institutionen waren Pioniere bei der Ergreifung von Maßnahmen und der Bereitstellung von Information, Betreuung und Unterstützung für Frauen in Gewaltsituationen, haben Grundlagen für die Koordination von Vereinigungen geschaffen und haben gemeinsame Handlungsprotokolle erstellt, die bedeutend zur Formulierung der Inhalte dieses Rechtstextes beigetragen haben.

Das vorliegende Gesetz nimmt all diese Erfahrungen auf und soll ein aktives und effektives Instrument für die Garantie der Frauenrechte und die Erstellung von Rechtsmitteln sein, um die Beseitigung der Männergewalt aus unserer Gesellschaft zu ermöglichen. Das Gesetz stellt nicht das Ende, sondern einen Anfang dar; es ist Teil des Prozesses, der mit den Beiträgen aller anderen betroffenen Bereiche vervollständigt werden muss.

Gewalt gegen Frauen hat unterschiedliche Namen erhalten: sexistische Gewalt, patriarchalische Gewalt, virile Gewalt, geschlechtsbezogene Gewalt und andere. Die Begriffe zeigen in allen Fällen, dass es sich um eine Erscheinung mit besonderen Eigenschaften handelt. Es ist eine Gewalt, die Frauen innerhalb einer Beziehung mit einer ungleichen Machtverteilung der Geschlechter erleiden, nur weil sie weiblichen Geschlechts sind. Das vorliegende Gesetz erkennt die Besonderheit und Andersartigkeit dieser Gewalt an, aber auch die Notwendigkeit, die Rechte der Frauen auszubauen, damit ihre Bedürfnisse in das gesellschaftliche Umfeld einbezogen werden.

Das Gesetz benutzt den Ausdruck Männergewalt (im katalanischen Original „Violència masclista“, wörtlich „machistische Gewalt“), weil Machismo das Verhalten von Dominanz, Kontrolle und Machtmissbrauch von Männern gegenüber Frauen am besten definiert und gleichzeitig ein Modell von Männlichkeit durchgesetzt hat, das von einem Teil der Gesellschaft immer noch mit Überlegenheit gleichgesetzt wird. Die Gewalt gegen Frauen ist die schwerste und zerstörerischste Äußerung dieser Kultur, die nicht nur Leben zerstört, sondern auch die Entwicklung der Rechte, die Chancengleichheit und die Freiheiten der Frauen einschränkt. Deshalb darf das Recht dieses gesellschaftliche Problem nicht aus einer falschen neutralen Perspektive behandeln, sondern die gesetzlichen Instrumente müssen diese Realität anerkennen, um das dadurch entstehende soziale Missverhältnis zu beheben. Um wirkliche Gleichberechtigung zu erreichen, ohne dabei eine doppelte Diskriminierung zu provozieren, muss von den bestehenden sozialen Ungleichheiten ausgegangen werden.

Das vorliegende Gesetz entsteht im Kontext der Veränderung der öffentlichen Politik; diese Veränderung hat zum Ziel, die Transversalität der Geschlechterperspektive in allen Bereichen gesetzlich einzurahmen und zur Vervollständigung einer wahrhaften Demokratie beizutragen. Es geht folglich darum, das Problem der Männergewalt als ein Problem im Zusammenhang mit der gesellschaftlichen und juristischen Anerkennung der Frauen zu behandeln.

Männergewalt zeigt sich in verschiedenen Arten von Missbrauch, den Frauen erleiden. Dabei unterscheidet man verschiedene Formen der Gewalt - körperliche, psychologische, sexuelle und finanzielle Gewalt -, die sich in einem konkreten Bereich im Rahmen affektiver und sexueller Beziehungen, in einer Zweierbeziehung, in der Familie, am Arbeitsplatz und im sozialen Umfeld ereignen. Das vorliegende Gesetz behandelt die konkreten Äußerungen dieser Gewalt, welche bereits von der Frauenbewegung aufgegriffen und in internationalen, europäischen und staatlichen Regelungen ausgearbeitet wurden.

II. Die internationale, europäische, staatliche, nationale und lokale Gesetzgebung hat eine Reihe von Gesetzen und Maßnahmen zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen entwickelt.

Zu nennen sind unter anderem das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) aus dem Jahr 1979 und das entsprechende Zusatzprotokoll von 1999. Das Übereinkommen weist ausdrücklich auf die Notwendigkeit einer Verhaltensveränderung durch die Erziehung von Männern und Frauen hin, damit diese die Gleichberechtigung akzeptieren und die auf Stereotypen basierenden Praktiken und Vorurteile ablegen. Das Protokoll erkennt das Recht der Frauen auf eine Entschädigung für den Missbrauch ihrer Rechte an.

Die UN-Menschenrechtskonferenz von Wien 1993 erklärt, dass die Menschrechte der Frauen und Mädchen Bestandteil der universalen Menschenrechte sind und unterstreicht die Bedeutung der Aufgaben, die der Beseitigung der Gewalt gegen Frauen im öffentlichen und privaten Leben dienen.

Die Erklärung von Beijing aus dem Jahr 1995, die während der Vierten Weltfrauenkonferenz formuliert wurde, ist das umfassendste Dokument, das eine UN-Konferenz zu Frauenrechten je herausgebracht hat, da sie die in früheren Konferenzen und Gipfeltreffen erreichten Resultate aufnimmt, darunter auch das CEDAW und die Wiener Erklärung. Die beschlossene Erklärung über die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen erkennt als erstes Dokument seiner Art an, dass die Ursachen der Gewalt struktureller Art sind und definiert das Konzept der „Gewalt gegen Frauen“ (Artikel 113): „Der Begriff ‚Gewalt gegen Frauen’ bezeichnet jede Handlung geschlechtsbezogener Gewalt, die der Frau körperlichen, sexuellen oder psychischen Schaden oder Leid zufügt oder zufügen kann, einschließlich der Androhung derartiger Handlungen, der Nötigung oder der willkürlichen Freiheitsberaubung in der Öffentlichkeit oder im Privatleben.“ In der im Juni 2000 in New York durchgeführten Überarbeitung der Aktionsplattform von Beijing wurde den vereinbarten Verpflichtungen zur Stärkung der Rolle der Frau und der Gleichberechtigung der Geschlechter ein neuer Impuls gegeben.

Die Resolution der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen von 1997 verurteilt jede Handlung sexistischer Gewalt gegen Frauen, fordert die Beseitigung der Männergewalt in der Familie und Gemeinschaft und ersucht die Regierungen, alles zu tun, um Gewalthandlungen vorzubeugen, zu untersuchen und zu bestrafen und Frauen eine gerechte Entschädigung und eine fachgerechte Betreuung zu ermöglichen.

Die Resolution der UN-Menschenrechtskommission 2001/49 verurteilt alle Handlungen von Männergewalt und besonders die Gewalt gegen Frauen in bewaffneten Konflikten. 

In der EU sind unter anderem die Resolution des Europaparlaments vom September 1997 zu erwähnen, die als „Vollständige Ächtung der Gewalt gegen Frauen“ bekannt ist und 1999 entwickelt wurde, sowie die Rahmenentscheidung des Europarats vom 15. März 2001 über den Status des Opfers im Strafprozess, die die Bedeutung unterstreicht, Prozesse mit einer sekundären Viktimisierung zu verhindern und auf die Notwendigkeit spezialisierter Unterstützungseinrichtungen und -organisationen für das Opfer hinweist.

Die Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (5. Juli 2006) zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) betont die Bedeutung von Maßnahmen, um gegen alle Formen der Geschlechterdiskriminierung in den von dieser Richtlinie geregelten Bereichen vorzugehen, und insbesondere von präventiven Maßnahmen zur Bekämpfung der Belästigung und der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz. 

In den letzten Jahren hat es auf staatlicher Ebene Fortschritte bei der Gesetzgebung hinsichtlich des Kampfes gegen die Männergewalt gegeben: das Organgesetz 11/2003 (29. September) über konkrete Maßnahmen zur Sicherheit der Bevölkerung, häuslicher Gewalt und sozialer Integrierung von Ausländern; das Organgesetz 15/2003 (25. November), mit dem das Organgesetz 10/1995 (23. November) des Strafgesetzbuches modifiziert wird, oder aber das Gesetz 27/2003 (31. Juli), das die Verordnung zum Schutz der Opfer von häuslicher Gewalt regelt. Dieses letztere stellt einen Meilenstein bei den vom Staat ergriffenen Maßnahmen dar, weil es spezifische einstweilige Verfügungen regelt, die es in der spanischen Strafrechtsordnung bis dato nicht gab. Das Organgesetz 1/2004 (28. Dezember), das Maßnahmen zum umfassenden Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt behandelt, ist das erste europäische Gesamtgesetz, das eine globale Antwort auf die Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehungen gibt, mit Einbeziehung präventiver, erzieherischer, sozialer, arbeitsplatzbezogener, betreuerischer, gesundheitlicher und strafrechtlicher Aspekte. Daneben sind auch die von mehreren autonomen Gemeinschaften innerhalb der entsprechenden Zuständigkeitsbereiche verabschiedeten Gesetze erwähnenswert, mit denen auf dem Gebiet der Gewalt gegen Frauen vorgegangen wird.

Andererseits wurden Ende der 1990er Jahre spezifische Pläne gegen die Männergewalt entwickelt, zuerst auf staatlicher Ebene und später auf regionaler und lokaler Ebene. Außerdem entstanden andere Vorschriften, wie Protokolle und institutionsübergreifende Abkommen. So wurde 1998 der erste Staatsaktionsplan gegen häusliche Gewalt verabschiedet (1998-2000), der Maßnahmen auf sechs großen Ebenen formuliert, und später der II. Gesamtplan gegen häusliche Gewalt (2001-2004), dessen bedeutendster Beitrag straf- und verfahrensrechtliche Maßnahmen sind, die zu Veränderungen im Strafrecht geführt haben.

In Katalonien wurde mit dem Gesetz 11/1989 (10. Juli) – modifiziert durch das Gesetz 11/2005 (7. Juli) – das Katalanische Fraueninstitut geschaffen, anhand dessen Pläne für die Verwirklichung der Chancengleichheit von Frauen und Präventionsmaßnahmen gegen Männergewalt entwickelt wurden. Weiterhin wurde der Gesamtplan zur Prävention geschlechtsspezifischer Gewalt und zur Betreuung der betroffenen Frauen entwickelt (2002-2004) – der erste derartige auf katalanischer Ebene. Erwähnenswert sind dabei die Erfahrungen, die das erste dienststellenübergreifende Protokoll zur Betreuung misshandelter Frauen im häuslichen Umfeld (1998) darstellte, das trotz Mängeln in seiner Definition und Effizienz versuchte, Regeln aufzustellen, um bei Gewalt gegen Frauen eingreifen zu können, und dem zu verdanken ist, dass bei späteren Ausarbeitungen nicht bei Null angefangen werden musste.

Die sechste Generallinie des Aktions- und Entwicklungsplans der Frauenpolitik in Katalonien (2005-2007), der das Programm zur ganzheitlichen Behandlung der Gewalttaten gegen Frauen zum Inhalt hat, erkennt die Rechte von Frauen als Bürgerinnen an, macht auf das patriarchalische System, das den Einsatz von Gewalt aufrechterhält und rechtfertigt, aufmerksam und etabliert koordinierte Maßnahmen zwischen den verschiedenen Regierungsstellen und Verwaltungsbehörden.

Auf lokaler Ebene haben verschiedene katalanische Gemeinden spezifische Pläne oder Programme gegen die Männergewalt erarbeitet. Auch Stadt- und Kreisverwaltungen haben Vereinbarungen mit Organisationen und Institutionen getroffen, um wirkungsvolle Aktionskanäle gegen Männergewalt abzustecken.

Das Autonomiestatut von Katalonien behandelt das Frauenthema nachdrücklich und nähert sich den Frauenrechten im Bereich der Männergewalt auf spezifische Weise. Der Artikel 19 definiert, dass Frauen das Recht auf freie Entwicklung der Persönlichkeit und der persönlichen Kapazitäten haben, auf ein Leben in Würde, Sicherheit und Eigenständigkeit und auf ein Leben ohne Ausbeutung, Misshandlungen und jede Art von Diskriminierung. Der Artikel 41.3 legt als eines der Leitprinzipien der öffentlichen Politik die Pflichten fest, sämtlichen Formen der Gewalt gegen Frauen sowie sexistischen und diskriminierenden Handlungen entgegenzuwirken und die Anerkennung der Rolle der Frau im kulturellen, historischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Leben zu fördern sowie die Teilnahme von Frauengruppen und -verbänden bei der Erarbeitung und Bewertung der erwähnten politischen Maßnahmen zu unterstützen. Der Artikel 153 legt hinsichtlich der geschlechtsspezifischen Politik fest, dass ausschließlich die Generalitat von Katalonien (katalanische Landesregierung) zuständig ist für die Regelung der Maßnahmen und Instrumente zur Aufklärung über geschlechtsspezifische Gewalt, für ihre Erkennung und Prävention und für die Regelung der eigenen Dienststellen und Mittel, die dem umfassenden Schutz der Frauen dienen, die diese Art von Gewalt erleiden oder erlitten haben. Die erwähnten Artikel machen zusammen mit der Zuständigkeit der Generalitat von Katalonien für die Erhaltung, Modifikation und Entwicklung des katalanischen Zivilrechts, der Verfahrensvorschriften und den Vorschriften des Verwaltungsverfahrens, welche sich aus den Besonderheiten des katalanischen Grundrechts bzw. der spezifischen Organisation der Generalitat ergeben, die Verabschiedung der vorliegenden Rechtsvorschrift notwendig.

Das katalanische Zivilrecht betreffend wird die Generalitat mit dem Ziel, das Familienrecht zu modifizieren, anhand des Observatoriums für katalanisches Privatrecht als verantwortlicher Einrichtung für die Weiterentwicklung der Zivilrechtsordnung Maßnahmen einführen, die notwendig sind, um die Ziele des vorliegenden Gesetzes zu garantieren. In diesem Rahmen wurde am 30. Januar 2007 der Gesetzentwurf des vierten Bandes des katalanischen Zivilgesetzbuches verabschiedet, der sich mit dem Erbfolgerecht beschäftigt und eine Neuregelung im Erbfolgerecht bringt, dass nämlich häusliche Gewalt ein Grund ist, als Erbe des Partners ausgeschlossen zu werden.

III. Das Gesetz gliedert sich in vier Titel, elf Zusatzbestimmungen, sechs Übergangsbestimmungen, eine aufhebende Bestimmung und fünf Schlussbestimmungen.

Titel I behandelt die allgemeinen Bestimmungen des Gesetzes, die die Grundfragen der Männergewalt definieren: den Gegenstand, die Ziele und den Anwendungsbereich des Gesetzes sowie den Begriff, die Ausübungsformen der Männergewalt und die Bereiche, in denen sie im öffentlichen und privaten Umfeld stattfindet. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Ausdrucksformen der Männergewalt vielfältig sind; definiert werden unter anderem von der direkten, demütigenden Gewaltausübung wie Misshandlung, zu der körperliche, psychologische und sexuelle Gewalt gehören können, bis hin zu finanzieller und sonstiger Ausbeutung von Frauen. Dieser Titel legt die Grundlagen für die Regelung der staatlichen Intervention zur Beseitigung dieser Gewalt fest, die zur Ausarbeitung der einzelnen Artikel geführt haben, wobei unter anderem zu nennen sind: Integralität, Transversalität und Verpflichtung aller involvierten staatlichen Instanzen mit dem Ziel einer energischen Reaktion und der Gewährleistung einer adäquaten und effizienten Behandlung des Rechts von Frauen auf Nichtdiskriminierung und auf ein selbstbestimmtes und freies Leben, wodurch mit dem Ansatz der reinen Fürsorge gebrochen wird.

Die Männergewalt ist als Verletzung der Menschenrechte zu begreifen und ihr multikausales und multidimensionales Wesen zu berücksichtigen. Deshalb muss die Antwort global sein und alle Systeme verpflichten. Gleichzeitig erfordern die Integralität und Transversalität beim Ergreifen der Maßnahmen, dass jede beteiligte Institution spezifische Kampagnen gemäß seinem Interventionsbereich definiert - immer im Einklang mit dem entsprechenden Interventionsmodell. In diesem Sinne legt das Gesetz fest, dass alle zur Garantie der von ihm geregelten Rechte und Maßnahmen vorgenommenen Handlungen die territorialen, kulturellen, religiösen, persönlichen, sozioökonomischen und sexuellen Besonderheiten der betroffenen Frauen berücksichtigen müssen; dabei muss davon ausgegangen werden, dass keine Besonderheit die Verletzung der Grundrechte von Frauen rechtfertigt. Die Komplexität der beim Kampf gegen Männergewalt notwendigen Strategien erfordert Mechanismen der Zusammenarbeit und gegenseitigen Hilfe der einzelnen implizierten Verwaltungsbehörden, aber auch die Förderung von Beteiligung und Mitarbeit der gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen, insbesondere der Frauenräte und -vereinigungen.

Titel II regelt Prävention, Erkennung und Beseitigung der Männergewalt. Kapitel 1 legt die Ermittlungsarbeit als grundlegendes Handlungswerkzeug fest und verpflichtet die Landesregierung, ausreichende Mittel zur Verfügung zu stellen, damit in allen Bereichen der Männergewalt Ermittlungsarbeit garantiert wird. Die Organisation dieser Ermittlungsarbeiten muss abteilungsübergreifend geführt und vom Katalanischen Fraueninstitut angeführt werden. In Bezug auf die gesellschaftliche Sensibilisierung besagt Kapitel 2, dass regelmäßig Handlungen zur Optimierung der vom Gesetz festgelegten Maßnahmen und Mittel durchgeführt werden müssen; Kapitel 3 behandelt die Verpflichtung des Staates zur Entwicklung von Kampagnen, die notwendig sind, um Risikosituationen zu erkennen und mit Hilfe spezifischer Handlungsprotokolle einzugreifen. Im Bereich der Erkennung verpflichtet das Gesetz alle Fachkräfte – vor allem aus dem Gesundheitswesen, dem Sozialdienst und dem Erziehungswesen – gemäß den spezifischen Protokollen und in Zusammenarbeit mit den Dienststellen des Netzwerks für Betreuung und umfassende Wiederherstellung einzugreifen, wenn sie von einer Risikosituation oder einer Situation erfahren, die eindeutig auf Männergewalt hinweist. Kapitel 4 regelt die Aktivitäten der öffentlichen Politik im Erziehungswesen, insbesondere die Koedukation, als fundamentales Element bei der Prävention von Männergewalt. Das Grundziel der Erziehung ist die Förderung einer ganzheitlichen Bildung, die zur Abnahme des Sexismus und des Androzentrismus führt und die die weiblichen Kenntnisse, die aus den Lehrplänen und dem Schulalltag ausgeschlossen waren, sichtbar macht und allen Schulgängern zugänglich macht. Kapitel 5 definiert die fachliche Pflichtausbildung und Schulung all derjenigen Personen, die beruflich direkt oder indirekt in Gewaltprozesse eingreifen, und verpflichtet die katalanischen Behörden, Ausbildungsprogramme zu diesem Zweck zu erstellen. Kapitel 6 enthält spezifische Auflagen für die Medien, welche in der in öffentlich-rechtlichen und privaten Medien veröffentlichten Werbung dazu verpflichtet sind, die Würde der Frau zu respektieren und die Schaffung und Verbreitung von Inhalten zu verbieten, die Männergewalt rechtfertigen oder banalisieren oder dazu anregen. Diese Auflagen werden auch auf die institutionelle und dynamische Werbung in Katalonien ausgedehnt. Kapitel 7 umfasst schließlich Maßnahmen im sozialen Bereich, um sexuelle Belästigung und geschlechtsbedingte Belästigung am Arbeitsplatz zu bekämpfen.

Titel III des Gesetzes behandelt alle Rechte der Frauen auf Prävention, Betreuung, Fürsorge, Schutz, Wiederherstellung und umfassende Entschädigung, die den zentralen Kern der Rechte der Frauen in Situationen von Männergewalt darstellen. Kapitel 1 legt das Recht auf effizienten Schutz fest, für den die autonomen und lokalen Polizeieinheiten zuständig sind, die die genaue Erfüllung der von den Gerichtsbehörden erteilten Maßnahmen überwachen und kontrollieren müssen. Im Bereich der Gesundheit behandelt Kapitel 2 das Recht auf Betreuung und Fürsorge durch Spezialisten des öffentlichen Gesundheitssystems sowie die Anwendung eines Betreuungs- und Fürsorgeprotokolls bei allen Ebenen und Dienststellen, das seinerseits ein Sonderprotokoll für sexuell missbrauchte Frauen enthalten soll. Kapitel 3 befasst sich mit den Rechten auf Betreuung und Entschädigung auf verschiedenen Gebieten: Wohnung, Beschäftigung und Ausbildung, Rechtsbeistand und finanzielle Leistungen. Erwähnenswert sind die Mechanismen, die vorgesehen sind, um den Zugang zu den in diesem Kapitel behandelten Rechten auf Entschädigung zu ermöglichen. Mehrere Studien haben gezeigt, dass viele Frauen, die derartige Gewalt erleiden, ihre Rechte nur voll in Anspruch nehmen können, wenn die Gewalttat zuvor in einem Strafverfahren festgestellt wurde. Aus diesem Grund erweitert der Text den Fächer der Möglichkeiten zur Identifikation der Männergewalt.

Beim Thema Recht auf Entschädigung nennt das Unterthema Recht auf eine Wohnung in erster Linie das Vorzugsrecht auf eine Sozialwohnung. Eine weitere wichtige Maßnahme ist das Recht auf einen Arbeits- bzw. Ausbildungsplatz und in diesem Sinne reguliert das Gesetz eine Reihe von Anweisungen wie zum Beispiel Subventionen für die Anstellung von betroffenen Frauen. In dieses Kapitel wurden auch diverse finanzielle Unterstützungen aufgenommen, da man der Meinung ist, dass diese für sozial und finanziell stark benachteiligte Frauen unerlässlich sind, obgleich sie nicht als isoliertes Element verstanden werden dürfen, sondern als ein weiteres Instrument bei der Entwicklung der Frauenrechte. Die finanziellen Leistungen müssen ausreichend sein, um den Frauen die Rückkehr in ein würdiges Leben zu ermöglichen, und lange genug andauern, um ihre Regeneration und Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre Wiederkehr an ihren gebührenden Platz in der Gesellschaft zu ermöglichen. Die Wiederherstellung, die die Kinder der betroffenen Frauen mit einbezieht, dauert lange und ist aufwendig. Sie ist mehr als die Trennung vom Aggressor, die Eingliederung in die Arbeitswelt und die Zurückgewinnung des Selbstwertgefühls. Sie ist der persönliche und gesellschaftliche Prozess, den eine Frau durchläuft, und beinhaltet auch die Entschädigung; mit diesem Prozess werden die durch die erlebten Situationen geschädigten Bereiche auf allen Ebenen wiederhergestellt, um am Ende sämtliche Kapazitäten und Leistungsfähigkeiten zurückzugewinnen, die mit der erlebten Gewalt entrissen wurden.

Das Gesetz behandelt auch den Anspruch auf rechtlichen Beistand, auf Sozialhilfezahlung sowie auf Schulgeldbeihilfe gemäß den von der anwendbaren Gesetzgebung festgelegten Begrenzungen, wobei ausschließlich die individuellen Einkünfte und Einkommen der betroffenen Frau berücksichtigt werden.

Ein weiterer wichtiger Aspekt des vorliegenden Gesetzes ist die Gründung eines Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen zum Ausgleich nicht geleisteter Unterhalts- und Versorgungsausgleichszahlungen, den Artikel 44 des Gesetzes 18/2003 (4. Juli) über Familienunterstützung einführt. Dieser Fonds, der Vorschusszahlungen leistet, muss aktiviert werden, wenn gerichtlich festgestellt wird, dass der Pflicht der Unterhaltszahlung nicht nachgekommen wurde, womit eine finanziell prekäre Situation entstand.

Kapitel 4 von Titel III verpflichtet die Regierung der Generalitat, Modelle zur umfassenden Intervention in ganz Katalonien zu entwickeln; dies soll anhand eines auf allen Ebenen koordinierten Netzwerkes der Dienststellen geschehen, das auf die Bedürfnisse der Frauen in Männergewaltsituationen adäquat, flexibel, problemnah und koordiniert reagieren kann. Dieses Kapitel regelt also das „Netzwerk für Betreuung und umfassende Wiederherstellung“ für Frauen in Gewaltsituationen und legt die gemäß der spezifischen Situationen bereitzustellenden Mittel und Leistungen und begünstigten Personengruppen fest. Alle im Artikel 54.2 aufgeführten Mittel und öffentlichen Leistungen können unentgeltlich in Anspruch genommen werden. Das Kapitel behandelt außerdem die Schaffung und Betreibung der Dienststellen des Netzwerkes gemäß den entsprechenden Zuständigkeiten der Verwaltungsebenen Kataloniens.

Kapitel 5 beschäftigt sich mit den öffentlichen Kampagnen in spezifischen Situationen. Damit kümmert sich das Gesetz um den Abbau der Barrieren, die den Zugang der in diesen Situationen lebenden Frauen zu Dienststellen und Leistungen erschweren. Es werden besondere Maßnahmen für Frauen in verschiedenen Lebenslagen und Umgebungen genannt: Immigration, Prostitution, ländliches Umfeld, Alter, Transsexualität, Behinderung, HIV, Roma-Gemeinschaften und Strafanstalten. Besondere Bedeutung kommt dem Hinweis bei, durch den die Regierung der Generalitat dazu verpflichtet wird, die Vermittlung in den Familien zu veranlassen, wenn das Risiko der Genitalverstümmelung besteht. In diesem Fall muss sie Gesundheitsdienste für chirurgische Eingriffe zur Verfügung stellen, um Anfragen nach der Wiederherstellung der verstümmelten Genitalien entgegenkommen zu können, sowie Mechanismen entwickeln, um psychologische, familiäre und die Gemeinschaft betreffende Unterstützung geben zu können.

Titel IV grenzt unter der Rubrik „Zuständigkeiten, Organisation und umfassende Intervention im Kampf gegen Männergewalt“ im Kapitel 1 die allgemeinen Bestimmungen zu Zuständigkeiten und dienststellenübergreifender Koordination und Zusammenarbeit ein und konkretisiert im Kapitel 2 die Zuständigkeiten der regionalen und lokalen Behörden. Gleichzeitig verfügt das Gesetz, dass das Katalanische Fraueninstitut neben seinen gesetzlich übertragenen Aufgaben bei der Bekämpfung der Männergewalt das Rückgrat darstellen muss. Dieses Institut muss deshalb die politischen Handlungen der Regierung gegen die Männergewalt lenken; es muss diese Handlungen zusammen mit den anderen beteiligten Regierungsabteilungen gestalten und in die Praxis umsetzen und schließlich für die Tauglichkeit der eingesetzten Pläne und Programme durch Koordination und Sicherstellung der Transversalität in allen Bereichen sorgen. Vor diesem Hintergrund wird das „Zentrum für Studium, Erforschung und Ausbildung auf dem Gebiet der Männergewalt“ gegründet, einer dem Katalanischen Fraueninstitut unterstehenden Einrichtung, die als permanentes Studien- und Forschungsinstitut der Männergewalt und Ausbildungszentrum von Fachpersonal organisiert wird. Außerdem wird die Nationale Kommission für koordinierte Intervention gegen Männergewalt gebildet, die als Sonderorgan die institutionelle Koordination, den Impuls, die Verfolgung, Kontrolle und Auswertung der bei der Bekämpfung der Männergewalt eingesetzten Handlungen vornehmen soll.

Im Einklang mit Artikel 41.3 des Autonomiestatuts von Katalonien, der als Leitprinzip für die Tätigkeit der katalanischen Behörden festschreibt, dass gegen sämtliche Formen von Gewalt gegen Frauen umfassend vorgegangen werden muss, legt Kapitel 3 fest, dass das Katalanische Fraueninstitut Interventionsprogramme gegen Männergewalt als Planungsinstrumente ausarbeiten soll; diese Instrumente sollen die Gesamtheit aller Ziele und Maßnahmen behandeln, die die Regierung beim Kampf gegen diese Gewalt einführen und in den allgemeinen Rahmen der Frauenpolitik aufnehmen muss. Männergewalt ist tief in den gesellschaftlichen Strukturen verwurzelt und muss deshalb als strukturelle und mehrdimensionale Gewalt betrachtet werden. Diese Programme müssen von der Regierung mit einer Laufzeit von vier Jahren verabschiedet werden. Die lokalen Behörden und Frauenorganisationen müssen bei der Gestaltung, Verfolgung und Auswertung der Programme mitwirken. In diesem Sinne stellen die Protokolle zur koordinierten Intervention gegen Männergewalt Hilfs- und Koordinationsmechanismen der in diese Materie involvierten Institutionen und sozialen Akteure dar. Schließlich werden auch die Besonderheiten in Bezug auf die Beteiligung und Förderung der lokalen Frauenorganisationen, -räte und -vereine behandelt.

Die Zusatzbestimmungen beinhalten die verschiedenen Modifikationen der gültigen Gesetzesvorschriften, die für die Anpassung an die Anforderungen und Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes notwendig sind, sowie die Überarbeitung der Lehrpläne im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Koedukation. Neben diesen Modifikationen der Rechtsregelung werden auch die der Verantwortung der Generalitat unterliegenden Sonderbestimmungen behandelt: Bereitstellung der notwendigen Mittel, um die Mittelzuweisung und Dotierung der Maßnahmen und Leistungen des vorliegenden Gesetzes angemessen zu erfüllen und um einen spezifischen jährlichen Fonds zu errichten, der den lokalen Organisationen zugute kommt.

Die Übergangsbestimmungen legen einerseits fest, dass die Wirkung des Gesetzes auf die Gesellschaft beurteilt werden muss und regelt andererseits die Befugnis der Generalitat, die Dienststellen des Netzwerkes zu aktualisieren.

Die Schlussbestimmungen bewilligen die Entwicklung der Gesetzesvorschriften durch Verordnungen und legen fest, dass die Regierung den Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen zur Deckung nicht geleisteter Unterhalts- und Versorgungsausgleichszahlungen entwickeln und regeln muss und die notwendigen Budgeteinstellungen tätigen muss, um die anerkannten Finanz- und Dienstleistungen erfüllen zu können; schließlich wird das Inkrafttreten des Gesetzes verfügt.

TITEL I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 1. GEGENSTAND DES GESETZES
1. Der Gegenstand des vorliegenden Gesetzes ist die Beseitigung der Männergewalt und die Veränderung der Sozialstrukturen und kulturellen Stereotypen, die sie aufrechterhalten, mit dem Ziel, allen Frauen das unveräußerliche Recht auf ein eigenständiges Leben ohne Männergewalt in jedweder Form und Ebene anzuerkennen und tatsächlich zu gewährleisten.

2. Das vorliegende Gesetz erstellt ganzheitliche Maßnahmen im Bereich der Prävention und Erkennung der Männergewalt und der Sensibilisierung für diese Gewalt, mit dem Ziel, sie in der Gesellschaft zu beseitigen; weiterhin erkennt es die Rechte der betroffenen Frauen auf umfassende Betreuung, Fürsorge, Schutz, Wiederherstellung und umfassende Entschädigung an.

ARTIKEL 2. GARANTIE DER FRAUENRECHTE

1. Alle Frauen, die in Katalonien leben oder arbeiten und sich in einer Männergewaltsituation befinden, sowie ihre abhängigen Kinder, genießen unabhängig von ihrer zivilrechtlichen Gebietszugehörigkeit, Staatsangehörigkeit oder verwaltungsrechtlichen und persönlichen Situation, die Garantie auf die ihnen von dem vorliegenden Gesetz zuerkannten Rechte, unbeschadet der Bestimmungen der Ausländergesetze und der Notwendigkeit, bestimmte Voraussetzungen für den Erhalt verschiedener Finanz- und Dienstleistungen erfüllen zu müssen.

2. Die dieses Gesetz betreffende Bezugnahme auf Frauen umfasst auch Mädchen und junge Frauen, außer es wird etwas anderes angegeben.

ARTIKEL 3. DEFINITIONEN

Im Sinne des vorliegenden Gesetzes gelten folgende Definitionen:

a) Männergewalt: Gewalt gegen Frauen als Äußerung der Diskriminierung und Ungleichheit im Rahmen eines Beziehungssystems, in dem Männer Macht über Frauen ausüben; Gewalt, die mit körperlichen, finanziellen oder psychologischen Mitteln ausgeübt wird – darunter fallen auch Drohung, Einschüchterung und Nötigung – und Schaden oder körperliches, sexuelles oder seelisches Leiden zum Ergebnis hat, egal, ob sie sich im öffentlichen oder privaten Leben vollzieht.

b) Sensibilisierung: Die Gesamtheit aller pädagogischen und kommunikativen Handlungen, die zu Veränderungen und Modifikationen in der gesellschaftlichen Gedankenwelt und schließlich zur Beseitigung der Männergewalt führen sollen.

c) Prävention: Die Gesamtheit aller Handlungen, die durch Minimierung der Risikofaktoren der Verhinderung bzw. Reduzierung von Männergewalt dienen und ihre Hinnahme als normal verhindern sollen, sowie Handlungen, die dazu dienen, die Gesellschaft – vor allem die Frauen – empfänglich zu machen dafür, dass Gewalt in jedweder Form weder begründbar noch tolerierbar ist.

d) Erkennung: Die Umsetzung verschiedener theoretischer und technischer Instrumente mit dem Ziel, die Problematik der Männergewalt zu identifizieren und sowohl im frühzeitigen als auch im fortgeschrittenen Stadium sichtbar zu machen und die es außerdem zu ermöglichen, die Situationen, in denen eingegriffen werden muss, zu erkennen, damit Weiterentwicklung und Chronizität verhindert werden können.

e) Betreuung: Die Gesamtheit aller Handlungen, die dazu dienen, einer Person dabei zu helfen, die vom Missbrauch im persönlichen, familiären und gesellschaftlichen Umfeld entstandenen Situationen und Folgen zu überwinden; dazu gehören die Garantie auf Sicherheit und die Bereitstellung der notwendigen Informationen über Mittel und Verfahren zur Lösung ihres Problems. 

f) Wiederherstellung: Der Augenblick im persönlichen und gesellschaftlichen Leben einer misshandelten Frau, in dem alle durch die erlebte Situation geschädigten Bereiche wiederhergestellt werden.

g) Entschädigung: Die Gesamtheit aller juristischen, finanziellen, sozialen, beruflichen, gesundheitlichen, erzieherischen und ähnlichen Maßnahmen, die zur Wiederherstellung aller durch die erlebte Situation geschädigten Bereiche beitragen und für die die für die Intervention in Gewaltfällen zuständigen Organisationen und Akteure verantwortlich sind.

h) Sekundäre Viktimisierung bzw. Reviktimisierung: Der zusätzliche Missbrauch von Frauen in Männergewaltsituationen als direkte oder indirekte Folge des Nichthandelns oder Falschhandelns von Seiten der verantwortlichen Behörden oder des Falschhandelns von Seiten anderer implizierter Akteure.

i) Prekäre finanzielle Lage: Situation einer Person mit einem Einkommen, das das jährlich festgelegte Lebensminimum Kataloniens nicht übersteigt.

ARTIKEL 4. FORMEN DER MÄNNERGEWALT

1. Im Sinne des vorliegenden Gesetzes kann sich die Männergewalt in einer der folgenden Formen äußern:

a) Körperliche Gewalt: Jede Gewalttätigkeit oder Unterlassung, die den Körper einer Frau zum Ziel hat und eine körperliche Verletzung oder einen körperlichen Schaden verursachen oder verursachen kann.

b) Psychologische Gewalt: Jede absichtliche Handlung oder Unterlassung, die anhand von Drohung, Demütigung, Belästigung, Erzwingung zur Fügsamkeit oder Unterwerfung, verbalem Zwang, Beleidigung, Isolation oder einer anderen Freiheitseingrenzung eine Abwertung oder ein Leiden bei einer Frau verursacht.

c) Sexuelle Gewalt und sexueller Missbrauch: Jede Handlung sexueller Art ohne Einwilligung der Frau, darunter Exhibition, Betrachtung und Erzwingung von sexuellen Beziehungen anhand von Gewalt, Einschüchterung, Unterordnung oder emotionaler Manipulierung, unabhängig davon, ob der Täter mit der Frau oder Minderjährigen ein eheliches oder eheähnliches, emotionales oder verwandtschaftliches Verhältnis hat. 

d) Finanzielle Gewalt: Beabsichtigte und unbegründete Beraubung von Mitteln, die für das körperliche und seelische Wohlergehen einer Frau und gegebenenfalls ihrer Kinder notwendig sind sowie die Zugriffsbeschränkung auf eigene oder in der Familie bzw. Zweierbeziehung gemeinsam zur Verfügung stehende Mittel.

2. Männergewalt kann sporadisch oder wiederholt ausgeführt werden.

ARTIKEL 5. BEREICHE DER MÄNNERGEWALT 

Männergewalt kann sich in einem oder mehreren der folgenden Bereiche äußern:

Erstens. Gewalt in der Zweierbeziehung: Darunter fällt körperliche, psychologische, sexuelle oder finanzielle Gewalt gegen eine Frau durch einen Mann, der ihr Ehepartner war oder ist oder mit dem sie eine eheähnliche emotionale Beziehung hatte oder hat.

Zweitens. Gewalt im familiären Umfeld: Darunter fällt körperliche, psychologische, sexuelle oder finanzielle Gewalt gegen Frauen und weibliche Minderjährige innerhalb der Familie durch Mitglieder der eigenen Familie im Rahmen emotionaler Beziehungen und verwandtschaftlicher Verhältnisse. Darunter fällt nicht die Gewalt von Lebenspartnern, die im ersten Abschnitt behandelt wird.

Drittens. Gewalt am Arbeitsplatz: Darunter fällt körperliche, sexuelle oder psychologische Gewalt, die sich am Arbeitsplatz und während der Arbeitszeit ereignen kann oder aber außerhalb des Arbeitsplatzes und der Arbeitszeit, wenn ein Bezug zum Arbeitsplatz besteht, und die zweierlei Art sein kann:

a) Belästigung aus geschlechtsspezifischen Gründen: Ein unerwünschtes Verhalten in Bezug auf die Sexualität einer Person bei ihrer Bewerbung um eine bezahlte Anstellung, im Zusammenhang mit Aufstiegsmöglichkeiten am Arbeitsplatz, während der Arbeit oder der Ausbildung, wenn dieses Verhalten beabsichtigt oder verursacht, dass die Würde der Frauen angetastet wird und dass in ihrer Umgebung eine einschüchternde, feindselige, erniedrigende, demütigende und beleidigende Atmosphäre geschaffen wird.

b) Sexuelle Belästigung: Jede Art von unerwünschtem verbalem, nicht verbalem oder physischem Verhalten sexuellen Inhalts, das beabsichtigt oder verursacht, dass die Würde einer Frau angegriffen wird oder dass in ihrer Umgebung eine einschüchternde, feindselige, erniedrigende, demütigende und beleidigende oder störende Atmosphäre geschaffen wird.

Viertens. Gewalt im sozialen Nahraum, die sich unterschiedlich äußern kann:

a) Sexuelle Aggressionen: Einsatz sexueller und körperlicher Gewalt gegen Frauen und weibliche Minderjährige, die bestimmt wird durch den beabsichtigten Gebrauch der Geschlechtlichkeit als Waffe, um damit Macht zu demonstrieren und sexuellen Missbrauch zu begehen.

b) Sexuelle Belästigung.

c) Frauen- und Mädchenhandel und sexuelle Ausbeutung von Frauen und Mädchen.

d) Weibliche Genitalverstümmelung oder das Risiko, diese zu erleiden: Dazu gehören alle Vorgänge, die zu einer vollständigen oder partiellen Entfernung der weiblichen Geschlechtsteile führen oder führen können oder an diesen Schäden anrichten, selbst wenn ein ausdrückliches oder stillschweigendes Einverständnis von Seiten der Frau vorliegt.

e) Zwangsheiraten.

f) Gewalt im Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten: Darunter fallen alle Formen der Gewalt gegen Frauen, die sich in diesen Situationen ereignen, wie beispielsweise Mord, Vergewaltigung, sexuelle Versklavung, erzwungene Schwangerschaften, erzwungene Abtreibungen, Zwangssterilisierung, absichtliche Krankheitsinfektion, Folter und sexueller Missbrauch.

g) Verstoß gegen die Sexual- und Fortpflanzungsrechte der Frauen, wie beispielsweise selektive Abtreibungen und Zwangssterilisierungen.

Fünftens. Jede andere vergleichbare Art von Gewalt, die zur Verletzung der Würde, Unversehrtheit oder Freiheit der Frauen führt oder führen kann.

ARTIKEL 6. ZIELE

Die von diesem Gesetz verfügten Maßnahmen verfolgen diese Absichten:

a) Schaffung der Chancengleichheit von Frauen und Männern und der Eigenständigkeit und Freiheit von Frauen.

b) Erstellung von Mechanismen zur Durchführung von Untersuchungen über die Männergewalt und die Bekanntmachung der Ergebnisse zur Aufklärung der Gesellschaft und zur Verbreitung von Informationen für Frauen als Zielgruppe.

c) Ausstattung der katalanischen Behörden mit wirkungsvollen Instrumenten zur Beseitigung der Männergewalt in den Bereichen Prävention, Erziehung, Ausbildung, Medien, Arbeitswelt und Gesellschaft.

d) Festlegung der bei der öffentlichen Verwaltung einforderbaren Rechte der in Situationen von Männergewalt lebenden Frauen und ihrer Kinder und Sicherstellung der kostenlosen Nutzung der öffentlichen Leistungen, die in diesem Zusammenhang zur Verfügung gestellt werden.

e) Garantie finanzieller Rechte für Frauen, die in einer Männergewaltsituation leben, um ihnen den Prozess der Wiederherstellung und Entschädigung zu ermöglichen.

f) Schaffung des Netzwerkes für Betreuung und umfassende Wiederherstellung für Frauen, die Männergewalt erleiden, welches Mittel und Dienstleistungen für Betreuung, Fürsorge, Schutz, Wiederherstellung und Entschädigung zur Verfügung stellt.

g) Schaffung von Mechanismen für eine ganzheitliche und koordinierte Intervention gegen Männergewalt mit Hilfe der Zusammenarbeit der katalanischen Behörden und der Teilnahme von Frauen-, Berufs- und Bürgerorganisationen, die sich gegen Männergewalt mobilisieren.

h) Erstellung von konkreten Maßnahmen zur Einführung der Spezialisierung aller Berufsgruppen, die in den Bereichen Betreuung, Fürsorge, Schutz, Wiederherstellung und Entschädigung für Frauen und andere Opfer der Männergewalt arbeiten.

i) Garantie des Prinzips der Anpassung von Maßnahmen, damit zum Zeitpunkt der Anwendung die spezifischen Bedürfnisse und Forderungen aller Frauen, die Männergewalt erleiden, berücksichtigt werden.

ARTIKEL 7. RICHTLINIEN FÜR BEHÖRDLICHE INTERVENTIONEN

Die katalanischen Behörden müssen zur Erfüllung der im Artikel 6 aufgeführten Prinzipien die folgenden Handlungskriterien befolgen:

a) Die Verpflichtung, dass das Recht von Frauen auf Nichtdiskriminierung Wirksamkeit erhält.

b) Die Berücksichtigung des strukturellen und multidimensionalen Charakters der Männergewalt, besonders hinsichtlich der Beteiligung aller Systeme der Betreuung und Entschädigung.

c) Die Berücksichtigung der Ganzheitlichkeit der Maßnahmen, welche alle Schäden, die Frauen oder weibliche und männliche Minderjährige als Folge von Männergewalt erleiden, mit einbeziehen müssen, d.h. auch die sozialen und finanziellen Schäden sowie die Auswirkungen dieser Gewalt auf die Gesellschaft.

d) Die Transversalität der Maßnahmen, damit jede involvierte Behörde spezifische Interventionshandlungen gemäß den globalen Interventionsmodellen im Rahmen der vierjährigen Programme zur ganzheitlichen Intervention bei Männergewalt in Katalonien durchführt.

e) Die gebührende Berücksichtigung der territorialen, kulturellen, religiösen, persönlichen, sozioökonomischen und sexuellen  Besonderheiten und spezifischen Bedürfnisse der verschiedenen Frauen, die in einer Männergewaltsituation leben, wobei selbstverständlich ist, dass keine dieser Besonderheiten eine Verletzung der Grundrechte von Frauen rechtfertigt.

f) Die Zugänglichkeit und das Gleichgewicht der Interventionen innerhalb des Territoriums mit besonderem Augenmerk auf ländliche Gebiete.

g) Die Verpflichtung, dass die Gestaltung der Antworten auf Männergewalt von den spezifischen Bedürfnissen und Erfahrungen der Frauen in Gewaltsituationen ausgeht, und zwar anhand von Methoden und Praktiken, die von der Zivilgesellschaft und Wissenschaftlern – insbesondere Frauenorganisationen – auf der Grundlage von Erfahrungen definiert wurden.

h) Die Berücksichtigung der spezifischen Schwierigkeiten, in denen sich Frauen bestimmter Gruppen in konkreten Situationen befinden, im Einklang mit Kapitel 5 von Titel III.

i) Die aktive Verpflichtung, gemäß den Rechtsvorschriften die Vertraulichkeit der persönlichen Daten der Frauen in Gewaltsituationen zu garantieren, aber auch die anderer beteiligter Personen oder Zeugen.

j) Das Verhindern sekundärer Viktimisierung von Frauen und die Erstellung von Maßnahmen zur Unterbindung von Vermehrung bzw. Erhaltung der Stereotypen über Frauen und über Männergewalt.

k) Die Verpflichtung, dass sämtliches Fachpersonal, das Frauen in Gewaltsituationen betreut, über die erforderliche Eignung und fachliche Ausbildung verfügen muss.

l) Die Förderung der Instrumente der Zusammenarbeit und Mithilfe der verschiedenen Behörden in allen Bereichen der öffentlichen Politik zur Beseitigung der Männergewalt und insbesondere die Gestaltung, Verfolgung und Bewertung der anzuwendenden Maßnahmen und Mittel.

m) Die Förderung der Instrumente zur Beteiligung und Mitarbeit mit sozialen, besonders Frauenorganisationen, wie Frauenräten, Frauenvereinen und den Frauengruppen in Bürgerbewegungen und Gewerkschaften bei der Gestaltung, Verfolgung und Bewertung der öffentlichen Politik zur Beseitigung der Männergewalt.

n) Die Beteiligung von Fachkräften und der Gesellschaft, was die Mitarbeit aller Fachkräfte aus verschiedenen Bereichen einschließt, die die Komplexität der Formen von Männergewalt mit den Kriterien und der Beteiligung der betroffenen Gruppen behandeln können.

o) Das Erfordernis an unverzüglicher Intervention, damit eine adäquate Betreuung ermöglicht und eine Zunahme der Viktimisierung verhindert werden kann.

p) Die Begrenzung der Vermittlungsarbeit mit der Unterbrechung oder möglichen Aussetzung des Beginns von familiärer Vermittlung, wenn eine Frau betroffen ist, die eine Form der Männergewalt durch den Partner oder einen Familienangehörigen, der Gegenstand der Vermittlung ist, erlitten hat oder erleidet.

q) Die Bindung der Regierung der Generalitat an die Rechte der Frauen und die Erfüllung des Prinzips der Gleichberechtigung aller in Katalonien lebenden Personen gemäß Artikel 37 des Autonomiestatuts.

TITEL II. PRÄVENTION, ERKENNUNG UND BESEITIGUNG DER MÄNNERGEWALT

KAPITEL 1. FORSCHUNGSARBEIT ÜBER MÄNNERGEWALT

ARTIKEL 8. FÖRDERUNG, UMFANG UND BEKANNTMACHUNG DER FORSCHUNGSARBEIT
1. Die Regierung muss alle notwendigen Mittel zur Verfügung stellen, um gewährleisten zu können, dass in den Universitäten und Facheinrichtungen über alle Themen der Männergewalt geforscht wird, mit dem Ziel, die Prävention, Betreuung und Wirksamkeit bei der Wiederherstellung in Gewaltsituationen zu verbessern und ihre Beseitigung zu erreichen.

2. Die Forschungsarbeit muss alle Erscheinungsformen der Männergewalt sowie ihre unterschiedlichen Effekte auf spezifische Frauengruppen bzw. direkt und indirekt darunter leidende Minderjährige berücksichtigen. Ebenso muss die Forschung innovative Programme entwickeln, die proaktive und präventive Strategien im Zusammenhang mit den Tätern von Männergewalt definieren, erproben und bewerten soll.

3. Die Forschungsförderung muss behördenübergreifend vom Katalanischen Fraueninstitut geleitet werden, das hierfür die erforderlichen Vereinbarungen mit Universitäten und Facheinrichtungen zur Zusammenarbeit treffen muss.

4. Das Wissen über die Männergewalt muss mit Hilfe sämtlicher zur Verfügung stehender Mittel in alle Gesellschaftsschichten dringen und insbesondere bei den Fachkräften bekannt gemacht werden, das mit Frauen in Gewaltsituationen arbeitet.

KAPITEL 2. AUFKLÄRUNG UND INFORMATION DER GESELLSCHAFT ZUR PRÄVENTION UND BESEITIGUNG DER MÄNNERGEWALT

ARTIKEL 9. MASSNAHMEN ZUR AUFKLÄRUNG UND INFORMATION DER GESELLSCHAFT

1. Die katalanischen Behörden müssen regelmäßig Informationskampagnen und Aufklärungsstrategien zur Prävention und Beseitigung der Männergewalt entwerfen und entwickeln.

2. Die Informationskampagnen müssen über Folgendes aufklären:

a) Die Rechte von Frauen in Situationen oder Risikosituationen von Männergewalt, die in dem vorliegenden sowie anderen anwendbaren Gesetzen verankert sind, sowie die Mittel zur Feststellung dieser Situationen.

b) Die für die Betreuung, den Schutz, die Wiederherstellung und Entschädigung zur Verfügung stehenden Dienstleistungen für Frauen, die Männergewalt erleiden oder erlitten haben.

c) Die Pflichten der Bürger, des zuständigen Personals der katalanischen Behörden und der sozialen Akteure bei Kenntnis einer Gewaltsituation oder eines diesbezüglichen Risikos in der Familie, am Arbeitsplatz, in einer Lehranstalt, in der Nachbarschaft und in der Gesellschaft im Allgemeinen. 

3. Bei der Gestaltung und Verbreitung von Informationen, auf die sich dieser Artikel bezieht, müssen die territorialen, kulturellen, religiösen, finanziellen, sexuellen und persönlichen Besonderheiten der Bevölkerung berücksichtigt werden.

4. Die Informations- und Aufklärungskampagnen zur Männergewalt müssen so gestaltet sein, dass sie für jeden zugänglich sind, wobei die persönlichen und gesellschaftlichen Situationen, die einen Zugang gegebenenfalls erschweren, berücksichtigt werden müssen. Diese Kampagnen müssen allgemein verständlich sein und mit Hilfe der notwendigen Kommunikationsmodalitäten gestaltet werden.

5. Die Aufklärungskampagnen verfolgen das Ziel, alle Mythen, Modelle, Vorurteile und Verhaltensweisen im Zusammenhang mit Frauen und Männergewalt zu verändern, und müssen daher Folgendes beinhalten:

a) Die Darstellung des Problems in seiner multidimensionalen Form.

b) Die Eingliederung des Problems in den Kontext der ungleichen Verteilung der Machtverhältnisse von Frauen und Männern.

c) Die Sichtbarmachung der aggressiven Modelle, die mit der traditionellen Männlichkeit assoziiert werden, und der passiven bzw. untergeordneten Haltung, die traditionell mit den weiblichen Werten verbunden wird.

d) Die Trennung des Ursprungs und der Ursachen der Männergewalt von evtl. konkreten anderen Problemen des Täters – Geistesgestörtheit, Drogenabhängigkeit, Alkoholismus – und von Gegebenheiten wie Bildungsstand, sozioökonomischer Status und kulturelle Herkunft.

e) Die Darstellung der Frauen, die Männergewalt erlitten haben, als Personen, die eigene Mittel aufbringen konnten und die Gewaltsituationen bewältigen konnten.

KAPITEL 3. ERKENNUNG DER MÄNNERGEWALT 

ARTIKEL 10. BEHÖRDLICHE MASSNAHMEN
1. Die katalanischen Behörden müssen Maßnahmen entwickeln, die für die Erkennung und Identifikation einer Risikosituation oder einer konkreten Männergewaltsituation erforderlich sind.

2. Die katalanischen Behörden müssen Unterstützung für die Organisation und Ausführung der Präventionsmaßnahmen gemäß diesem Gesetz bereitstellen.

ARTIKEL 11. VERPFLICHTUNG ZUR INTERVENTION UND ANZEIGE

1. Alle Fachkräfte, vor allem im Gesundheits-, Sozial- und Bildungswesen, müssen unbedingt gemäß den spezifischen Protokollen und in Zusammenarbeit mit dem Netzwerk für Betreuung und umfassende Wiederherstellung eingreifen, wenn ihnen fundierte Hinweise auf eine tatsächliche oder mögliche Situation von Männergewalt bekannt werden.

2. Die Verträge, die die katalanischen Behörden mit Personen oder privaten Organisationen unterzeichnen und die Dienstleistungen in den Fachgebieten gemäß Absatz 1 anbieten, müssen die Verpflichtung zur Intervention ausdrücklich beinhalten.

3. Die Verpflichtungen, auf die die Absätze 1 und 2 Bezug nehmen, gelten unbeschadet der Anzeigepflicht der Tatbestände an die Sicherheitskräfte oder die Staatsanwaltschaft.

KAPITEL 4. BILDUNGSBEREICH

ARTIKEL 12. KOEDUKATION

1. Koedukation ist im Sinne dieses Gesetzes die Erziehungsarbeit, die die Erfahrungen, Fähigkeiten und sozialen und kulturellen Beiträge von Frauen und Männern unterschiedslos, gleichberechtigt, ohne sexistische und androzentristische Stereotypen und ohne diskriminierendes Verhalten bewertet, um eine Gesellschaft ohne kulturelle und soziale Unterordnungen von Frauen oder Männern zu schaffen. Die Prinzipien der Koedukation sind ein wesentliches Element für die Prävention von Männergewalt.

2. Die Werte der Koedukation und die Prinzipien der inklusiven Schule müssen in der Regierungsarbeit des für Bildungsfragen zuständigen Ministeriums permanent und transversal umgesetzt werden.

ARTIKEL 13. LEHRPLÄNE

Die Lehrplaninhalte müssen das Prinzip der Koedukation gemäß den zu erlassenden Verordnungen auf allen Stufen des Bildungsweges einsetzen.

ARTIKEL 14. KONTROLLE DER LEHRBÜCHER UND ANDEREN LEHRMITTEL

Das für Bildung zuständige Ministerium der Generalitat muss die Lehrbücher und anderen Lehrmittel im Rahmen des üblichen behördlichen Inspektionsprozesses aller Bestandteile des Bildungs- und Lernprozesses prüfen, um sicherzustellen, dass die Inhalte dem Prinzip der Koedukation entsprechen.

ARTIKEL 15. AUS- UND FORTBILDUNG DES LEHRPERSONALS

1. Die Regierung muss die spezifische Aus- und Fortbildung des Lehrpersonals zu den Themen Männergewalt und Entwicklung der Frauenrechte ermöglichen.

2. Das für Bildung zuständige Ministerium muss in die Lehrpläne für die Aus- und Weiterbildung des Lehrpersonals eine spezifische Behandlung des Themas Koedukation aufnehmen. Außerdem muss sie die Arbeitsmittel zum Handeln in konkreten Situationen von Männergewalt vorgeben.

ARTIKEL 16. ANALYSE UND INTERPRETATION DER KULTUR DER GEWALT 

Die Regierung muss dafür sorgen, dass das Lehrpersonal eine fachliche Ausbildung erhält auf dem Gebiet der Analyse und Interpretation der kulturellen Hintergründe, die den Einsatz von Gewalt – und konkret von Männergewalt – als natürlich betrachten.

ARTIKEL 17. UNIVERSITÄTSAUSBILDUNG 

Die für Universitäten zuständigen Behörden müssen sicherstellen, dass die Lehrpläne der Studiengänge Bachelor, Master und Doktorat, die mit den in diesem Gesetz behandelten Bereichen zusammenhängen, Lehrinhalte enthalten, um die Ziele dieses Gesetzes zu erfüllen.

KAPITEL 5. AUS- UND FORTBILDUNG DER FACHKRÄFTE

ARTIKEL 18. SPEZIFISCHE AUSBILDUNGSPROGRAMME ZUR MÄNNERGEWALT

Die Behörden Kataloniens müssen in Zusammenarbeit mit sachkenntlichen Fachorganisationen und -kräften und gegebenenfalls auch mit den Universitäten spezifische Ausbildungsprogramme auf dem Gebiet der Männergewalt ausarbeiten. Diese Fachausbildung muss sich in zwei Stufen gliedern:

a) Grundausbildung: Sie richtet sich an sämtliche Fachkräfte, die bei Gewaltsituationen indirekt intervenieren.

b) Fachausbildung: Sie richtet sich an sämtliche Fachkräfte, die bei Gewaltsituationen direkt intervenieren. Auf dieser Stufe müssen spezifische Vorgehensweisen für die verschiedenen Gruppen von Frauen und die unterschiedlichen Typen von Gewalt definiert und festgelegt werden.

ARTIKEL 19. AUSBILDUNG VON FACHKRÄFTEN

1. Die Regierung muss garantieren, dass alle Fachkräfte, die in der Prävention, Erkennung, Betreuung, Fürsorge, Wiederherstellung und Entschädigung bei Situationen von Männergewalt arbeiten, die entsprechende Ausbildung haben.

2. Die Regierung muss für die spezifische Fortbildung des Personals der Gewerbeaufsicht, der Gerichte und der restlichen Justizverwaltung und der Staatsanwaltschaft in Katalonien sorgen, das bei Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit Männergewalt eingreift.

3. Die Berufskammern, Gewerkschaftsorganisationen und Unternehmerverbände und die zuständigen Behörden müssen sicherstellen, dass die fachliche Aus- und Fortbildung, auf die der vorliegende Artikel Bezug nimmt, in die entsprechenden Ausbildungsprogramme aufgenommen werden.

4. Die Ausbildung muss Programme zur Unterstützung und Betreuung der Fachkräfte enthalten, die mit Männergewalt arbeiten, um Erschöpfung und Berufsmüdigkeit vorzubeugen und zu verhindern.

5. In den Ausbildungskursen, auf die sich dieser Artikel bezieht, muss die weibliche Verschiedenartigkeit, insbesondere die Besonderheiten der in Kapitel 5 von Titel III aufgeführten Gruppen von Frauen, behandelt werden.

KAPITEL 6. MEDIEN

ARTIKEL 20. BEFUGNISSE DES RATS FÜR AUDIOVISUELLE MEDIEN KATALONIENS
Der Rat für audiovisuelle Medien Kataloniens muss als Aufsichtsbehörde gewährleisten, dass die Anbieter von audiovisuellen Mediendiensten ihre Pflicht erfüllen, Frauen gemäß den vom vorliegenden Gesetz verfügten Prinzipien und Werten zu behandeln.

ARTIKEL 21. PROTOKOLLE DER MEDIEN

1. Der Rat für audiovisuelle Medien Kataloniens muss mit allen Medien Absprachen und Übereinkommen zur Selbstregulierung oder Koregulierung treffen, die Orientierungskriterien dahingehend enthalten müssen, wie Programme die Männergewalt und die Darstellung der Frau behandeln.

2. Bei den Selbstregulierungsvorschriften, auf die sich Absatz 1 bezieht, muss es sich um Ethikkodexe handeln, die als Verhaltensleitlinien für die Medien und als spätere Kontrollrichtlinie dienen.

ARTIKEL 22. PROGRAMMINHALTE UND WERBUNG IM ZUSAMMENHANG MIT MÄNNERGEWALT 

1. In den Medien, die der Zuständigkeit der Generalitat unterstehen, ist Folgendes verboten:

a) Die Herstellung und Verbreitung von Programminhalten und Werbeanzeigen, die durch eine konkrete Behandlung oder Inszenierung zur Männergewalt anleiten oder diese rechtfertigen oder banalisieren oder stillschweigend oder implizit sexistische und frauenfeindliche Botschaften vermitteln.

b) Die systematische Wiederholung bei der Übertreibung oder Verbreitung von Botschaften, die Frauen bestimmte Fähigkeiten absprechen, eine Drohung für sie darstellen oder sie als Objekte behandeln.

2. Die institutionelle und dynamische Werbung in Katalonien muss ungeachtet der diesbezüglichen Zuständigkeit des Rats für audiovisuelle Medien Kataloniens die für Werbung festgelegten Bestimmungen erfüllen und insbesondere die in Absatz 1 aufgeführten Prinzipien respektieren.

ARTIKEL 23. BEHANDLUNG DER INFORMATION

Im Rahmen der Inanspruchnahme der Rechte auf Meinungs- und Informationsfreiheit müssen die von den katalanischen Behörden geführten oder finanzierten Medien ihr Informationsangebot nach den folgenden Kriterien behandeln:

a) Verzicht auf sexistischen oder androzentrischen Sprachgebrauch und Förderung einer ausgewogenen Präsenz und eines vielschichtigen Bildes beider Geschlechter unabhängig von Schönheitsidealen und sexistischen Stereotypen. Darstellung einer Männlichkeit, die machistischen Stereotypen fern ist.

b) Die Inszenierung bzw. Behandlung der Information muss in allen Teilen so realisiert werden, dass Frauen durch die Darstellung jederzeit Respekt und Ansehen gezollt wird; dabei sollen die Beiträge, die Frauen auf sämtlichen Gebieten der Gesellschaft geleistet haben, zur Geltung kommen und ihre Erfahrung als bedeutende Wissensquelle unterstrichen werden.

c) Inhalte, die die effektiven Rechte der Frauen offen legen, müssen gefördert und begünstigt werden.

d) Bekanntmachung der Geschehnisse im Zusammenhang mit der Männergewalt; dabei müssen sensationslüsterne Aspekte und Elemente, die gegen die journalistischen Prinzipien in Katalonien verstoßen, ausgeschlossen werden.

ARTIKEL 24. VERPFLICHTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN DIENSTES

Die katalanische Anstalt für audiovisuelle Medien und die lokalen Betreiber müssen sich als Anbieter eines öffentlichen Dienstes verpflichten, dazu beizutragen, dass die katalanische Gesellschaft für die Anerkennung von Frauen sensibilisiert wird, die Kenntnisse und Beiträge von Frauen hervorgehoben werden und gegen jede Art von Männergewalt vorgegangen wird.

ARTIKEL 25. GENEHMIGUNGEN FÜR AUDIOVISUELLE MEDIENDIENSTE

Die administrativen Klauseln für die Erteilung von Genehmigungen, um audiovisuelle Radio- und Fernseh-Mediendienste anzubieten, welche gemäß gesetzlicher Regelung durch öffentliche Ausschreibung vergeben werden, müssen die Bewertung des Ethikkodex hinsichtlich der angemessenen Behandlung von Männergewalt als Vergabekriterium der Genehmigungen beinhalten.

ARTIKEL 26. SUBVENTIONEN UND ANDERE BEIHILFEN

1. In den Ausschreibungsunterlagen für Subventionen und Beihilfen für Medien muss die Verpflichtung zur Förderung der Rechte von Frauen und zur Vermeidung von Diskriminierung der Frauen enthalten sein.

2. Der Verstoß gegen die in Absatz 1 aufgeführten Verpflichtungen ist Grund zur Überprüfung und gegebenenfalls zum Entzug der Beihilfe bzw. Subvention.

KAPITEL 7. SEXUELLE BELÄSTIGUNG UND GESCHLECHTSBEDINGTE BELÄSTIGUNG AM ARBEITSPLATZ UND IN DER GESELLSCHAFT

ARTIKEL 27. KAMPAGNEN ZUR AUFKLÄRUNG UND ERZIEHUNG
Die Regierung muss anhand der bereits existenten juristischen Instrumente Kampagnen zur Aufklärung und Erziehung der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmervertreter, Gewerkschaften, Unternehmen und Unternehmerverbände durchführen, die zum Ziel haben, das Recht aller Arbeitnehmerinnen auf eine würdige Behandlung zu verbreiten und darzustellen, dass sexuelle Belästigung und geschlechtsbedingte Belästigung nicht tolerierbar sind, sowie eine solidarische und hilfsbereite Haltung Frauen gegenüber und eine die Belästigung ablehnende Haltung zu fördern.

ARTIKEL 28. VERHANDLUNGEN UND TARIFVERTRÄGE

1. Die Regierung muss im Einverständnis mit den sozialen Akteuren veranlassen, dass Unternehmen mit Firmensitz oder Gewerbetätigkeit in Katalonien konkrete Maßnahmen und Vorgehensweisen ergreifen, um sexueller und geschlechtsbedingter Belästigung vorzubeugen, sie wiedergutzumachen und zu bestrafen.

2. Die Regierung muss den sozialen Dialog fördern, um durch Verfolgung der am Arbeitsplatz ausgearbeiteten Praktiken, durch Tarifverträge, Verhaltensrichtlinien, Forschung, Erfahrungsaustausch, „vorbildliche Verfahren“ und andere Mittel die sexuelle und geschlechtsbedingte Belästigung zu bekämpfen.

ARTIKEL 29. UNTERNEHMENSSUBVENTIONEN 

1. Die Ausschreibungsgrundlagen für Subventionen an Unternehmen mit 25 oder mehr Mitarbeitern müssen – im Einverständnis mit den sozialen Akteuren – die Mittel angeben, die in den Betriebsstätten zur Prävention und Erkennung sexueller und geschlechtsbedingter Belästigung sowie gegebenenfalls zur Intervention eingesetzt werden.

2. Unterlassener oder mangelhafter Einsatz der in Absatz 1 beschriebenen Mittel ist Grund für Nichtbewilligung oder gegebenenfalls Widerruf der Subvention.

TITEL III. RECHTE VON FRAUEN IN SITUATIONEN VON MÄNNERGEWALT AUF PRÄVENTION, BETREUUNG, FÜRSORGE, SCHUTZ, WIEDERHERSTELLUNG UND UMFASSENDE ENTSCHÄDIGUNG

KAPITEL 1. RECHT AUF WIRKSAMEN SCHUTZ

ARTIKEL 30. INHALT DES RECHTS AUF WIRKSAMEN SCHUTZ

1. Frauen in Situationen oder Risikosituationen von Männergewalt haben das Recht, von den katalanischen Behörden umgehend vollständigen, zuverlässigen und wirksamen Schutz zu erhalten.

2. Die Sicherheit der Frauen muss anhand technischer Mittel, polizeilichen Schutzes und anderer, den Beistand der Frauen gewährleistenden Maßnahmen garantiert werden.

3. Die Ziele der Schutzmaßnahmen für Frauen in Situationen oder Risikosituationen von Männergewalt sind:

a) Ständige Lokalisierung und permanenter Kontakt.

b) Umgehende Fernbetreuung.

c) Umgehender und angemessener Schutz in Notsituationen.

ARTIKEL 31. SICHERHEITSKRÄFTE UND -EINHEITEN 

1. Die Polizei der Generalitat – Mossos d'Esquadra – muss die genaue Einhaltung der von den Justizbehörden verfügten Maßnahmen überwachen und kontrollieren. Im Rahmen der mit den Sicherheitskräften und -einheiten vereinbarten Zusammenarbeit müssen die lokalen Polizeieinheiten kooperieren, um die Einhaltung der von den Justizbehörden verfügten Maßnahmen zu gewährleisten.

2. Die katalanischen Behörden müssen sicherstellen, dass die regionalen und lokalen Polizeieinheiten dem Schutz von Frauen, die eine in diesem Gesetz behandelte Gewalt erleiden, besondere Aufmerksamkeit schenken.

3. Die katalanischen Behörden müssen gewährleisten, dass die Polizei über die erforderliche Grundausbildung im Bereich der Männergewalt und die spezifische Aus- und Fortbildung in den Bereichen Prävention, Betreuung und Schutz gewalterleidender Frauen verfügt.

KAPITEL 2. RECHT AUF SPEZIFISCHE GESUNDHEITSBETREUUNG UND -FÜRSORGE

ARTIKEL 32. INHALT DES RECHTS AUF SPEZIFISCHE GESUNDHEITSBETREUUNG UND -FÜRSORGE

1. Frauen, die eine Form von Männergewalt erleiden, haben ein Recht auf eine spezialisierte Gesundheitsbetreuung und -fürsorge. Die Regierung muss durch die Krankenhäuser mit öffentlicher Nutzungsberechtigung die Umsetzung eines Betreuungs- und Fürsorgeprotokolls bei allen Erscheinungen von Männergewalt auf sämtlichen Ebenen und bei allen Stellen garantieren. Dieses Protokoll muss ein spezifisches Protokoll für Frauen enthalten, die sexuelle Gewalt erfahren haben.

2. Die Regierung muss sicherstellen, dass die Fachkräfte des Gesundheitswesens über die angemessene Fachausbildung verfügen, um die in diesem Artikel beschriebene Arbeit zu leisten. Das dem Ministerium für Gesundheit unterstehende Institut für Gesundheitsstudien ist verantwortlich für das Angebot der erwähnten Fachausbildung.

3. Bei allen in diesem Artikel festgelegten Maßnahmen muss die weibliche Verschiedenartigkeit berücksichtigt werden, insbesondere die Besonderheiten der Gruppen von Frauen, auf die sich Kapitel 5, Titel III bezieht.

4. Die Regierung muss die Annahme eines Betreuungs- und Fürsorgeprotokolls für alle Formen von Männergewalt seitens der öffentlichen und Vertrags-Gesundheitseinrichtungen einleiten.

KAPITEL 3. RECHT AUF BETREUUNG UND ENTSCHÄDIGUNG

ARTIKEL 33. IDENTIFIKATION VON MÄNNERGEWALTSITUATIONEN 

1. Hinsichtlich der Nutzung der in diesem Kapitel behandelten Rechte auf Entschädigung gelten als qualifizierte Beweismittel zur Identifikation von Situationen der Männergewalt:

a) Urteile von jeder Gerichtsinstanz, auch wenn sie noch nicht rechtskräftig sind, die feststellen, dass die Frau eine Form dieser Gewalt erfahren hat.

b) Geltende Schutzverfügungen.

c) Gutachten der Arbeitsaufsichts- und Sozialversicherungsbehörde.

2. In Ermangelung eines der in Absatz 1 festgelegten Beweismittel gelten folgende als spezifische Mittel zur Identifikation von Situationen von Männergewalt, vorausgesetzt, sie enthalten Hinweise darauf, dass eine Frau diese Gewalt erfahren hat oder einem hohen Gewaltrisiko ausgesetzt ist:

a) Geltende gerichtliche einstweilige Verfügungen zu Schutz, Sicherheit bzw. Sicherung.

b) Protokolle, die von Sicherheitskräften und -einheiten erstellt wurden, die einer Situation von Männergewalt beigewohnt haben.

c) Berichte der Staatsanwaltschaft.

d) Ärztliche oder psychologische Gutachten von einer zugelassenen Fachkraft über die Behandlung der Frau in einem Gesundheitszentrum als Folge einer Misshandlung oder eines Angriffs von Männern.

e) Behördliche Gutachten mit der Befähigung, Situationen von Männergewalt zu identifizieren. Solche Befähigungen besitzen die Sozialdienste der medizinischen Grundversorgung, die Dienststellen für Unterkunft und Genesung, die Dienststellen für Spezialinterventionen und die Sondereinheiten der Sicherheitskräfte.

f) Gutachten des Katalanischen Fraueninstituts.

g) Alle anderen durch Rechtsvorschrift festgelegten Beweismittel.

3. Die Vorschriften, die die Anerkennung der Rechte und die Nutzung der Leistungen gemäß diesem Gesetz regeln, legen in den gegebenen Fällen die Formen zur Identifikation von Männergewalt fest.

ERSTER ABSCHNITT. RECHT AUF EINE WOHNUNG

ARTIKEL 34. GEWÄHRUNG VON HILFSZAHLUNGEN FÜR EINE WOHNUNG

1. Die Regierung muss Maßnahmen ergreifen, um Frauen, die eine Form von Männergewalt in der Zweierbeziehung, der Familie oder im Nahraum erleiden – dazu gehören auch Frauen- und Mädchenhandel und sexuelle Ausbeutung – und aufgrund dieser Gewalt in einer prekären finanziellen Lage sind oder für ihre Genesung eine Wohnung benötigen, den Einzug in eine Wohnung zu ermöglichen.

2. Gewaltsituationen, die zur Anerkennung dieses Rechts führen, werden anhand eines der in Artikel 33 aufgeführten Beweismittel identifiziert.

ARTIKEL 35. VORRECHT AUF EINE SOZIALWOHNUNG

1. Die Regierung muss durch obligatorische Reserven von Sozialwohnungen allen Frauen, die eine Form von Männergewalt in der Zweierbeziehung, der Familie oder im Nahraum erleiden oder erlitten haben – dazu gehören auch Frauen- und Mädchenhandel und sexuelle Ausbeutung – und aufgrund dieser Gewalt in einer prekären finanziellen Lage sind oder für ihre Genesung eine Wohnung benötigen, die Möglichkeit auf  den Einzug in eine Sozialwohnung garantieren.

2. Die Reserven müssen sich nach der Anzahl der Frauen, die sich in den in Absatz 1 beschriebenen Situationen befinden, und nach dem Bedarf von Frauen mit Behinderungen orientieren, die gemäß dem Vorrecht von Behinderten auf eine Wohnung bevorzugt behandelt werden müssen.

3. Gewaltsituationen, die zur Anerkennung dieses Rechts führen, werden anhand eines der in Artikel 33.1 aufgeführten Beweismittel identifiziert.

ARTIKEL 36. ÖFFENTLICHE WOHNHEIME 

1. Frauen über fünfundsechzig und behinderte Frauen, die Männergewalt erleiden und in einer prekären finanziellen Situationen leben, müssen hinsichtlich des Rechts auf einen Platz in einem öffentlichen Wohnheim bevorzugt behandelt werden, vorausgesetzt, die nutzungsberechtigten Frauen wählen diese Option.

2. Der Bedarf an einem Platz in einem öffentlichen Wohnheim der in Absatz 1 genannten Frauen gilt als soziale Notsituation.

3. Gewaltsituationen, die zur Anerkennung dieses hier genannten Rechts führen, werden anhand eines der in Artikel 33.1 aufgeführten Beweismittel identifiziert.

ARTIKEL 37. ZUSCHÜSSE FÜR FUNKTIONSGERECHTE ANPASSUNG DER WOHNUNG 

Bei der Bereitstellung von öffentlichen Mitteln zur funktionsgerechten Anpassung der Wohnung müssen die Behörden behinderte Frauen, die Männergewalt erleiden, bevorzugt behandeln.

ZWEITER ABSCHNITT. RECHT AUF ARBEIT UND BERUFSAUSBILDUNG

ARTIKEL 38. RECHT AUF ARBEIT UND BERUFSAUSBILDUNG

1. Die Regierung muss nach Nachweis der von der entsprechenden Durchführungsbestimmung festgelegten Anforderungen Frauen, die in der Zweierbeziehung, der Familie, am Arbeitsplatz oder im Nahraum Männergewalt erleiden – dazu gehören auch Frauen- und Mädchenhandel und sexuelle Ausbeutung –, eine Berufsausbildung garantieren und muss insbesondere Fälle von Gewalt am Arbeitsplatz kontrollieren. Die Regierung muss die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um Frauen, die Opfer von Männergewalt sind, einen Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen, wenn dies für ihre finanzielle Erholung notwendig ist.

2. Die zuständige Behörde muss im Hinblick auf die in diesem Artikel genannten Punkte Folgendes unternehmen:

a) Sie muss Frauen, die Männergewalt ausgesetzt sind, im Rahmen der Leistungen der Arbeitsämter der Generalitat und der Handlungs- und Koordinationsprotokolle Informationen, Orientierungshilfen und Unterstützung – auch Information und Unterstützung gemäß den von den gültigen Gesetzesvorschriften anerkannten Rechten – bereitstellen und Situationen von Männergewalt identifizieren.

b) Sie muss in den in Absatz 1 beschriebenen Fällen Zuschüsse für die Anstellung von betroffenen Frauen zur Verfügung stellen.

c) Sie muss die Unterzeichnung von Abkommen mit Unternehmen und Gewerkschaftsorganisationen über die Eingliederung der Frauen in das Berufsleben fördern.

d) Sie muss direkte Hilfen und Unterstützungsmaßnahmen für Frauen bereitstellen, die sich freiberuflich niederlassen, und ihre Projekte persönlich betreuen.

ARTIKEL 39. AUSBILDUNGSPROGRAMME

1. In alle von der Regierung ausgearbeitete Berufsausbildungsprogramme und Programme zur Eingliederung ins Berufsleben müssen bevorzugt Frauen aufgenommen werden, die Männergewalt erleiden oder erlitten haben.

2. Die Ausbildungsprogramme der katalanischen Behörden müssen Projekte entwickeln, die den Zugang von Frauen, die Gewalt erleiden oder erlitten haben, zu Informations- und Kommunikationstechnologien behandeln und das Berufsleben betreffende Lehrstoffe zum Inhalt haben, wobei die unterschiedlichen Situationen und Bedürfnisse berücksichtigt werden müssen.

ARTIKEL 40. VERPFLICHTUNG ZUR VERTRAULICHKEIT

Unternehmer, Gewerkschaftsvertreter, für Beschäftigung zuständige Organisationen und Ausbildungsstätten sind dazu verpflichtet, die persönlichen Umstände der Frauen, die Männergewalt erleiden oder erlitten haben, vertraulich zu behandeln.

DRITTER ABSCHNITT. RECHT AUF JURISTISCHE BERATUNG UND RECHTSBEISTAND

ARTIKEL 41. RECHT AUF JURISTISCHE BERATUNG

1. Alle Frauen, insbesondere die unter einer von diesem Gesetz behandelten Form von Männergewalt leiden, haben Recht auf umfassende juristische Information im Zusammenhang mit der Situation dieser Art von Gewalt.

2. Die spezialisierte Telefonberatung muss für Fälle von Männergewalt eine permanente juristische Beratung garantieren.

3. Die den Bürgern zur Verfügung stehenden Rechtsberatungsstellen müssen eine permanente juristische Beratung für die Opfer von Männergewalt garantieren.

4. Die Fachkräfte der spezialisierten Telefonberatung und der Rechtsberatungsstellen müssen als Voraussetzung für ihre Arbeit Fachausbildungskurse auf diesem Gebiet absolvieren oder die entsprechende Berufserfahrung nachweisen. Das Zentrum für Rechtsstudien und Fachausbildung des für den Rechtsbereich zuständigen Ministeriums ist die federführende Stelle, die für die Durchführung der Fachausbildung der Fachkräfte im juristischen Bereich verantwortlich ist, um Frauen, die in Situationen von Männergewalt leben, die Möglichkeit zu geben, von ihrem Recht auf juristische Beratung Gebrauch zu machen. Für die erwähnte Fachausbildung muss dieses Zentrum mit dem durch dieses Gesetz ins Leben gerufenen Zentrum für Studium, Forschung und Schulung im Bereich der Männergewalt sowie mit den Berufskammern zusammenarbeiten. 

ARTIKEL 42. ANSPRUCH AUF RECHTSBEISTAND

1. Frauen, die eine der von diesem Gesetz erfassten Gewaltformen erleiden oder erlitten haben, haben Anspruch auf unentgeltlichen Rechtsbeistand in der in den gültigen Rechtsvorschriften festgelegten Form.

2. In den Gewaltfällen in der Zweierbeziehung und Familie dürfen für die Anerkennung des Rechts auf unentgeltlichen juristischen Beistand ausschließlich die persönlichen finanziellen Mittel und Einkünfte der gewalterleidenden Frauen berücksichtigt werden, wobei die von den entsprechenden Gesetzen festgelegten Obergrenzen gelten.

ARTIKEL 43. STÄNDIGER BEREITSCHAFTSDIENST UND SPEZIALISIERTE PFLICHTVERTEIDIGER

1. Das für Justiz zuständige Ministerium der Generalitat muss ein Betreuungssystem in Kraft setzen, damit Frauen, die Männergewalt erfahren haben, anwaltlich vertreten werden können; dieses System muss als ständiger Bereitschaftsdienst in ganz Katalonien operieren.

2. Die Generalitat muss sicherstellen, dass alle Frauen, die Opfer von Männergewalt sind, von einer Rechtsanwältin bzw. einem Rechtsanwalt und gegebenenfalls einer bzw. einem Prozessbevollmächtigten beraten werden und dass alle Fachkräfte die entsprechende Ausbildung auf dem Gebiet erhalten haben.

ARTIKEL 44. RECHTE VON MINDERJÄHRIGEN

Im Rahmen dieses Gesetzes haben Minderjährige, deren Mütter durch Männergewalt zu Tode gekommen sind oder deren Mütter aufgrund anderer Umstände keine ausreichende Fürsorge leisten können und die daher benachteiligt sind, Anspruch auf eine juristische Beratung.

VIERTER ABSCHNITT. BEITRITT DER GENERALITAT ZU STRAFPROZESSEN

ARTIKEL 45. VORAUSSETZUNGEN FÜR DEN BEITRITT
1. Die Generalitat kann zu Strafverfahren wegen Männergewalt, bei Tod oder schweren Verletzungen einer Frau in der Art und zu den Bedingungen gemäß der Strafprozessordnung beitreten.

2. Wenn eine andere Verwaltungsebene beitritt, kann die katalanische Regierung fakultativ erscheinen.

3. Die Regierung kann bei besonders relevanten und vom Katalanischen Fraueninstitut geprüften Fällen, die nicht in Absatz 1 genannt werden, beitreten.

4. Der Beitritt der katalanischen Behörden muss – falls dies möglich ist – von der betroffenen Frau bzw. ihrer Familie gestattet werden.

FÜNFTER ABSCHNITT. RECHT AUF FINANZIELLE LEISTUNGEN

ARTIKEL 46. SOZIALHILFEZAHLUNG, FINANZIELLE HILFEN UND ANDERE LEISTUNGEN
1. Um die Selbstständigkeit der Frauen in Situationen von Männergewalt zu erleichtern, werden bei Sozialhilfeansprüchen ausschließlich die individuellen Einkünfte und Einkommen der betroffenen Frau berücksichtigt, vorausgesetzt, die vom Gesetz 10/1997 (3. Juli) über Sozialhilfezahlungen behandelten Anforderungen werden erfüllt.

2. Im Sinne dieses Gesetzes werden zur Feststellung des Bedarfs an anderen finanziellen Hilfen wegen fehlender Einkünfte ausschließlich die individuellen Einkünfte und Einkommen der betroffenen Frau berücksichtigt.

3. In sozialen Notlagen haben Frauen, die Opfer von Männergewalt sind, Anspruch auf die in Artikel 30 des Gesetzes 13/2006 (27. Juli) über finanzielle Sozialleistungen festgelegten Unterstützungen.

4. Die Regierung kann Frauen, die Männergewalt erlitten haben, welche anhand der in Artikel 33 genannten Beweise festgestellt wird, finanzielle Sonderzahlungen zuerkennen, die zur Linderung bewertbarer und nachweisbarer Notsituationen beitragen sollen. Diese Notsituationen müssen anhand eines Berichts der zuständigen Organisation über fehlende oder unzureichende ordentliche Hilfen nachgewiesen werden.

ARTIKEL 47. ENTSCHÄDIGUNGSZAHLUNGEN

1. Frauen, die durch eine der in diesem Gesetz erfassten Männergewalthandlungen schwere Folgeschäden, körperliche Verletzungen oder gesundheitliche oder psychische Einschränkungen haben, haben Anspruch auf eine einmalige finanzielle Leistung der Regierung gemäß den in den Durchführungsbestimmungen festzulegenden Anforderungen und Bedingungen.

2. Der Betrag der in Absatz 1 beschriebenen Zahlung ist unabhängig von den per Gerichtsurteil festgelegten Entschädigungszahlungen und anderen gesetzlich zustehenden finanziellen, öffentlichen oder privaten Leistungen.

3. Bei minderjährigen Opfern darf die finanzielle Entschädigungszahlung nicht von dem Autor oder Initiator der Gewalt verwaltet werden.

4. Die unter 26-jährigen Kinder von Todesopfern durch eine der in diesem Gesetz beschriebene Form von Männergewalt, die zum Zeitpunkt des Todes der Mutter finanziell von dieser abhängig waren, haben Recht auf die einmalige Zahlung einer Summe, die sich nach den in den Durchführungsbestimmungen festzulegenden Bedingungen und Anforderungen richtet.

ARTIKEL 48. SCHULGELDBEIHILFEN

1. Die Erziehungsbehörde muss die gemäß diesem Gesetz identifizierte Männergewalt als ausschlaggebenden Faktor bei der Regelung und Festlegung der Beihilfen berücksichtigen, die Familien oder Lebensgemeinschaften mit geringen finanziellen Mitteln zustehen. Um die Anforderungen für finanzielle Hilfen festzulegen, dürfen nur die individuellen Einkünfte und Einkommen der Antragstellerin berücksichtigt werden.

2. Die Erziehungsbehörde muss bei eventuellem Wohnungswechsel aufgrund von Gewaltakten für die sofortige Einschulung der Kinder sorgen.

3. Gewaltsituationen, die zur Anerkennung dieses Rechts führen, werden anhand der in Artikel 33 aufgeführten Beweismittel erfasst.

ARTIKEL 49. GARANTIEFONDS FÜR UNTERHALTSZAHLUNGEN UND LEISTUNGEN

1. Die Regierung muss einen Garantiefonds zum Ausgleich nicht geleisteter Unterhalts- und Versorgungsausgleichszahlungen gründen. Dieser Fonds muss gemäß den Bestimmungen von Artikel 4.1.d und den festzulegenden Durchführungsbestimmungen verwendet werden, wenn eine richterliche Feststellung über die Nichterfüllung der Unterhaltspflicht vorliegt und diese Nichterfüllung zu einer prekären finanziellen Lage führt.

2. Die von diesem Artikel festgelegten Leistungen gelten zusätzlich oder gegebenenfalls ergänzend zu den vom Staat anerkannten und aus dem Garantiefonds für Unterhaltszahlungen stammenden Leistungen gemäß den in den Durchführungsbestimmungen zu regelnden Grenzen und Bedingungen.

ARTIKEL 50. RECHT AUF ERHALT DER LEISTUNGEN DES GARANTIEFONDS FÜR UNTERHALTSZAHLUNGEN UND LEISTUNGEN

1. Personen, die ein gerichtlich anerkanntes Recht auf Unterhaltszahlung und Versorgungsausgleich haben, sind berechtigt, aus dem Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen die entsprechende finanzielle Unterstützung zu erhalten, wenn sie die in den Durchführungsbestimmungen festzulegenden Kriterien und Anforderungen erfüllen.

2. Wenn es sich bei den in Absatz 1 beschriebenen Personen um Minderjährige oder Entmündigte handelt, fällt dieses Recht deren Fürsorgern zu.

3. Um Bezugsberechtigter des Fonds zu sein, muss der Unterhaltsberechtigte oder sein Vormund die Vollstreckung des gerichtlichen Anspruchs eingeklagt haben.

4. Das Recht auf Leistungen aus dem Fonds beginnt mit der Vollstreckungsklage der Zahlung, die nicht innerhalb des in den Durchführungsbestimmungen festgelegten Zeitraums gezahlt wurde, vorausgesetzt, die Begünstigte ist nicht für das Ausbleiben der Zahlung verantwortlich.

ARTIKEL 51. KOMPATIBILITÄT DER LEISTUNGEN

Die Leistungen aus dem Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen sind mit anderen von katalanischen Behörden bewilligten Zahlungen vereinbar, außer wenn diese wegen Nichtleistung von Unterhaltszahlung oder Versorgungsausgleich bewilligt werden.

ARTIKEL 52. RECHT AUF RÜCKFORDERUNG

1. Die Regierung behält sich das Recht auf Rückforderung der vom Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen geleisteten Unterhaltszahlungen von denjenigen Personen vor, die den richterlichen Beschluss zur Unterhaltszahlung missachtet haben. Die von der Generalitat geforderten Beträge unter diesem Titel gelten als öffentliche Einnahmen.

2. Ungeachtet des Rechts auf Rückforderung haben die Begünstigten des Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen die Pflicht, mit dem Vollsteckungsverfahren des richterlichen Beschlusses, der das Recht auf Unterhaltsbeiträge und Versorgungsausgleich anerkennt, fortzufahren. Sollte die Begünstigte des Fonds die nicht gezahlten Unterhaltsbeihilfen erhalten, muss sie die vom Garantiefonds bezogenen Beträge zurückzahlen.

KAPITEL 4. NETZWERK FÜR BETREUUNG UND UMFASSENDE WIEDERHERSTELLUNG FÜR FRAUEN IN SITUATIONEN VON MÄNNERGEWALT

ARTIKEL 53. INTERVENTIONSMODELLE UND ÖFFENTLICHE POLITIK
1. Die Regierung muss anhand eines leistungsfähigen Netzwerks für ganz Katalonien Modelle umfassender Intervention für alle Bereiche entwickeln; dieses Netzwerk muss adäquat, schnell, problemnah und koordiniert auf die Bedürfnisse und Prozesse der Frauen, die Situationen von Männergewalt erleiden oder erlitten haben, sowie ihrer Kinder reagieren, wenn diese Zeugen und Opfer dieser Situationen sind.

2. Essenzielle Bestandteile dieser Interventionsmodelle müssen Informationen, medizinische Grundversorgung und fachliche Betreuung sein.

3. Die Regierung von Katalonien muss die in diesem Kapitel festgelegten Dienststellen gemäß den Empfehlungen, die die Europäische Union hinsichtlich der Bevölkerungszahl bestimmt, schaffen. Die Dienststellen und Mittel, für die die internationalen Behörden keine Ratio erstellt haben, müssen in Durchführungsbestimmungen festgelegt werden.

4. Die staatlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit Dienststellen für Betreuung und umfassende Entschädigung für Frauen, die Männergewalt erleben, müssen in jedem Fall die folgenden Grundziele verfolgen:

a) Sie müssen den Frauen die erforderlichen Mittel ermöglichen, damit sie die ihnen zustehenden Rechte und die ihnen zur Verfügung stehenden Stellen kennen.

b) Sie müssen die individuellen und gemeinschaftlichen Auswirkungen der Männergewalt verringern.

c) Sie müssen Präventionsarbeit leisten und die Gesellschaft sensibilisieren für die Ursachen und Folgen von Männergewalt.

d) Sie müssen auf interdisziplinärer Ebene die Investigation und das Wissen über die Ursachen und Folgen von Männergewalt vertiefen.

ARTIKEL 54. DEFINITION UND STRUKTUR DES NETZWERKS

1. Das Netzwerk für Betreuung und umfassende Wiederherstellung für Frauen in Situationen von Männergewalt ist die koordinierte Gesamtheit der von diesem Gesetz verfügten unentgeltlichen Mittel und öffentlichen Dienstleistungen in Katalonien für die Betreuung und Fürsorge, den Schutz, die Wiederherstellung und Entschädigung von Frauen, die Männergewalt erleiden oder erlitten haben.

2. Das Netzwerk setzt sich aus den folgenden Dienststellen zusammen:

a) Spezialisierte Telefonberatung.

b) Informations- und Betreuungsstellen für Frauen.

c) Dienststellen für Betreuung und Unterkunft in Notfällen.

d) Dienststellen für Unterkunft und Genesung.

e) Ersatzunterkünfte.

f) Dienststellen für Spezialinterventionen.

g) Treffpunkte mit Fachbetreuung.

h) Betreuungsstellen für Gewaltopfer.

i) Polizeiliche Betreuungsstellen.

j) Weitere Dienststellen, die die Regierung für notwendig erachtet.

3. Die Organisation der in Absatz 2 genannten Dienststellen muss durch Regierungsverordnung oder gegebenenfalls durch Gemeindeverordnungen geregelt werden und es müssen interdisziplinäre Arbeitsgruppen und ausgebildete Fachkräfte damit beauftragt werden.

ARTIKEL 55. SPEZIALISIERTE TELEFONBERATUNG

1. Die spezialisierte Telefonberatung ist eine universelle Dienstleistung zur sofortigen Orientierung und Beratung mit umfassender Betreuung und Information über die öffentlichen und privaten Mittel, die allen Personen, auf die dieses Gesetz Anwendung findet, zur Verfügung stehen.

2. Die spezialisierte Telefonberatung muss rund um die Uhr an allen Tagen des Jahres im Einsatz sein und muss erforderlichenfalls mit den Notrufstellen koordiniert werden. Konkret muss sie gemäß Artikel 3.1.j des Gesetzes 9/2007 (30. Juli) des Zentrums für Betreuung und Verwaltung der Notrufstelle 112 von Katalonien die wirkungsvolle und vollständige Zusammenarbeit mit der Notrufnummer 112 von Katalonien gewährleisten.

ARTIKEL 56. INFORMATIONS- UND BETREUUNGSSTELLEN FÜR FRAUEN

1. Die Informations- und Betreuungsstellen für Frauen bieten Information, Beratung, medizinische Grundversorgung und Beistand in Bezug auf die Wahrnehmung ihrer Rechte in allen Bereichen des beruflichen, gesellschaftlichen, persönlichen und familiären Lebens.

2. Die Informations- und Betreuungsstellen für Frauen müssen jederzeit mit den spezialisierten Telefonberatungsstellen zusammenarbeiten und die gemeinsame Arbeit und Koordination mit allen sozialen Akteuren – insbesondere mit Frauengruppen und -organisationen – dynamisieren und anregen.

3. Die Informations- und Betreuungsstellen für Frauen stehen allen Frauen offen, insbesondere aber denjenigen, die Situationen von Männergewalt erleiden.

ARTIKEL 57. DIENSTSTELLEN FÜR BETREUUNG UND UNTERKUNFT IN NOTFÄLLEN

1. Die Dienststellen für Betreuung und Unterkunft in Notfällen nehmen Frauen, die Situationen von Männergewalt ausgesetzt sind oder waren sowie gegebenenfalls deren Kinder vorübergehend auf, um ihre persönliche Sicherheit zu gewährleisten. Des Weiteren müssen sie persönliche und soziale Mittel zur Lösung der Krisensituation zur Verfügung stellen.

2. Die Dienststellen für Betreuung und Unterkunft in Notfällen müssen an allen Tagen des Jahres rund um die Uhr Dienst leisten. Die Dauer des Aufenthalts an diesen Orten muss ausreichend sein, um fortlaufende Mittel aktivieren zu können, darf aber fünfzehn Tage nicht überschreiten.

3. Die Dienststellen für Betreuung und Unterkunft in Notfällen sind ausschließlich für Frauen bestimmt, die Männergewalt in der Zweierbeziehung, der Familie oder im Nahraum in Form von sexuellen Aggressionen, Mädchen- und Frauenhandel und sexueller Ausbeutung, weiblichen Genitalverstümmelungen erleiden oder dem Risiko, diese zu erleiden, sowie dem Risiko von Zwangsheiraten ausgesetzt sind.

ARTIKEL 58. DIENSTSTELLEN FÜR UNTERKUNFT UND GENESUNG 

1. Bei den Dienststellen für Unterkunft und Genesung handelt es sich um spezielle temporäre Wohneinrichtungen für Frauen und deren abhängige Kinder, die aufgrund des Gewaltrisikos einen Rückzugsort benötigen; sie bieten Zuflucht und umfassende Betreuung, um die Wiederherstellungs- und Entschädigungsprozesse der Opfer zu ermöglichen und ihre Selbstständigkeit zu garantieren.

2. Die Dienststellen für Unterkunft und Genesung stehen ausschließlich Frauen offen, die Männergewalt in der Zweierbeziehung, der Familie oder im Nahraum in Form von weiblichen Genitalverstümmelungen oder dem Risiko, diese zu erleiden, sowie dem Risiko von Zwangsheiraten ausgesetzt sind.

3. Die Regierung muss allen Frauen und ihren Kindern, die nachweislich Opfer von Männergewalt sind und einen Platz an einem in diesem Artikel beschriebenen Ort benötigen, einen solchen zur Verfügung stellen.

ARTIKEL 59. ERSATZUNTERKÜNFTE 

1. Ersatzunterkünfte sind kurzfristige Aufenthaltsorte, die als Ersatzwohnung dienen und in denen Fachkräfte persönliche, psychologische, ärztliche, soziale und rechtliche Hilfe sowie Freizeitbeschäftigung anbieten, um die vollständige soziale und berufliche Eingliederung der gewalterleidenden Frauen zu erleichtern.

2. Diese Ersatzunterkünfte sind ausschließlich für Frauen bestimmt, die in der Zweierbeziehung, der Familie oder im Nahraum Männergewalt in Form von weiblichen Genitalverstümmelungen oder dem Risiko, diese zu erleiden, sowie dem Risiko von Zwangsheiraten ausgesetzt sind.

3. Die Regierung muss zu dem in diesem Artikel festgelegten Zweck allen Frauen und ihren Kindern, die nachweislich Opfer von Männergewalt sind und diese Leistung benötigen, die Zuteilung eines Platzes in einem in diesem Artikel aufgeführten Ort gewährleisten.

ARTIKEL 60. DIENSTSTELLEN FÜR SPEZIALINTERVENTIONEN

Die Dienststellen für Spezialinterventionen bieten Frauen, die Gewaltsituationen erleiden oder erlitten haben, sowie ihren Söhnen und Töchtern, umfangreichende Betreuung und Mittel für den Wiederherstellungs- und Entschädigungsprozess. Weiterhin müssen diese Dienststellen die Prävention, Sensibilisierung und gesellschaftliche Teilnahme der Gemeinschaft am Problem fördern.

ARTIKEL 61. TREFFPUNKTE MIT FACHBETREUUNG

1. Treffpunkte mit Fachbetreuung sind Dienststellen, die an neutralen, nicht ständigen Orten in Anwesenheit ausgebildeter Fachkräfte die Probleme behandeln und verhüten, die sich aus den Prozessen familiärer Konflikte ergeben – hauptsächlich bei der Erfüllung der Besuchsregelungen der Kinder in Fällen von Trennung oder Scheidung der Eltern oder in Fällen behördlicher Vormundschaft – mit dem Ziel, den Schutz der Minderjährigen zu garantieren.

2. Fachkräfte, die in einem solchen Treffpunkt arbeiten, dürfen keine Vermittlungsarbeit leisten in Fällen, in denen eine Form von Männergewalt in einer Zweierbeziehung oder Familie bestätigt wurde.

ARTIKEL 62. BETREUUNGSSTELLEN FÜR GEWALTOPFER 

Die Betreuungsstellen für Gewaltopfer verfolgen unter anderem das Ziel, Frauen Information und Unterstützung bei Rechtsverfahren, die sich aus der Inanspruchnahme der Rechte der gültigen Rechtsvorschriften ergeben, zu liefern.

ARTIKEL 63. POLIZEILICHE BETREUUNGSSTELLEN 

Die polizeilichen Betreuungsstellen der katalanischen Polizei sollen das Recht der Frauen und ihrer abhängigen Kinder in Situationen von Männergewalt auf fachgerechte Betreuung, Schutz und Sicherheit gewährleisten.

ARTIKEL 64. SCHAFFUNG UND VERWALTUNG DER DIENSTSTELLEN DES NETZWERKS FÜR BETREUUNG UND UMFASSENDE WIEDERHERSTELLUNG 

1. Die Generalitat übernimmt in Zusammenarbeit mit den lokalen Stellen die Schaffung, Trägerschaft, Zuständigkeit, Planung, Erbringung und Verwaltung aller im Artikel 54.2 genannten Dienste, außer den Leistungen der Information und Betreuung von Frauen. Die Grundkriterien für die allgemeine Planung der Netzwerkleistungen sind die Analyse der Bedürfnisse, der gesellschaftliche Bedarf von Leistungen, die Ziele zum Abdecken dieser Bedürfnisse, die Umsetzung der Leistungen und die räumliche und gerechte Verteilung der vorhandenen Mittel. Bei der Ausarbeitung der Programme muss die Teilnahme der zuständigen Verwaltungsebenen, der Beratungsorgane der Generalitat und der Beteiligungsorgane gemäß diesem Gesetz garantiert werden.

2. Die Gemeinden sind zuständig für die Schaffung, Planung, Ausführung und Verwaltung der Dienstleistung der Information und Betreuung von Frauen. Sie können auch die Leistungen ausführen und verwalten, für die die Generalitat zuständig ist, und zwar entsprechend der Mittel und zu den Bedingungen der Neufassung der Gemeindeordnung und Kommunalverwaltung Kataloniens, verabschiedet durch die Rechtsverordnung 2/2003 (28. April). Die Gemeinden müssen die räumliche Verteilung, das Leistungssystem, die Organisation und die Gestaltung dieser Leistungen mit Verordnungen festlegen.

3. Unter Aufsicht der Generalitat können die vom Netzwerk angebotenen Leistungen indirekt gemäß den Gesetzen über Verträge mit der Öffentlichen Hand angeboten werden. Dazu muss per Verordnung ein Register der vom Netzwerk angebotenen Leistungen und mitwirkenden Organisationen geschaffen und geregelt werden.

4. Jede Organisation, die eine vom Netzwerk angebotene Leistungen übernimmt, muss sich zur Nichtdiskriminierung, Fortdauer, Professionalität und Aufnahme von Klauseln gegen sexuelle Belästigung verpflichten und ein Interventionsprotokoll für Fälle sexueller Belästigung verfassen.

5. Die Verwaltung der Generalitat muss Maßnahmen ergreifen, um Fachkräfte, die mit Gewaltsituationen arbeiten, zu unterstützen und zu betreuen, damit Burn-out, Fassungslosigkeit und Berufsmüdigkeit vorgebeugt und verhindert werden.

6. Der Inhalt dieses Artikels gilt ungeachtet der Bestimmungen der Gemeindecharta von Barcelona.

KAPITEL 5. BEHÖRDLICHE MASSNAHMEN IN BESONDEREN SITUATIONEN

ARTIKEL 65. MASSNAHMEN FÜR DIE ERKENNUNG VON MÄNNERGEWALT

Die Regierung muss wirksame Maßnahmen einleiten, um die Barrieren zu eliminieren, die in spezifischen Situationen die Erkennung von Männergewalt erschweren und die den Zugang zu den von diesem Gesetz festgelegten Leistungen und Diensten verhindern können.

ARTIKEL 66. IMMIGRATION

Die Regierung muss mit den Konsulaten, Botschaften, Landesvertretungen und anderen diplomatischen Behörden zusammenarbeiten und die nötigen Maßnahmen einleiten, um von den persönlichen und familiären Umständen der zugewanderten Frauen belegende Unterlagen zu erhalten oder auszustellen und die Gesetzgebung des Herkunftslandes zu beschaffen.

ARTIKEL 67. PROSTITUTION

1. Die Regierung muss anhand von Sonderprogrammen zur Prävention und Beseitigung der verschiedenen Formen von Männergewalt das Recht der sich prostituierenden Frauen auf den Zugang zu Leistungen und Mitteln garantieren.

2. Die Regierung muss angemessene Strukturen und Mechanismen entwickeln, um die unter Frauenhandel und sexueller Ausbeutung leidenden Frauen zu beschützen und zu betreuen.

ARTIKEL 68. LÄNDLICHES UMFELD

Die in Titel III festgelegten Dienstleistungen der Betreuung, Fürsorge und des Schutzes müssen den Zugang der aus einem ländlichen Umfeld und aus abgelegenen Gegenden kommenden Frauen zu weit von ihrem Herkunfts- bzw. Wohnort entfernten Zentren ermöglichen, um die Anonymität dieser Frauen sicherzustellen.

ARTIKEL 69. ALTER

Die Regierung muss wirksame Strategien zur Sensibilisierung älterer Frauen entwickeln, damit sie über die Mittel und Maßnahmen informiert werden, mit denen sie sich gegen Gewaltsituationen wehren und aktiv handeln können.

ARTIKEL 70. TRANSSEXUALITÄT

1. Alle Maßnahmen und die Anerkennung der von diesem Gesetz festgelegten Rechte müssen Transsexualität respektieren.

2. Transsexuelle, die Männergewalt erleiden, sind im Hinblick auf die von diesem Gesetz festgelegten Rechte gleichberechtigt mit Frauen in derselben Situation, vorausgesetzt, bei ihnen wurde sexuelle Dysphorie diagnostiziert – nachgewiesen durch einen ärztlichen oder psychologischen Befund einer in der Berufskammer eingetragenen Fachkraft – oder sie wurden zur Anpassung ihrer körperlichen Merkmale an die des gewünschten Geschlechts mindestens zwei Jahre lang medikamentös behandelt – nachgewiesen durch den ärztlichen oder psychologischen Befund einer die Behandlung leitenden, in der Berufskammer eingetragenen Fachkraft.

ARTIKEL 71. BEHINDERUNG

1. Die Regierung muss sicherstellen, dass die Inanspruchnahme der Rechte und der Zugang zu den in diesem Abschnitt geregelten Leistungen und Dienststellen nicht durch Barrieren verhindert oder erschwert werden und dass in der Zugangsumgebung die Sicherheit jederzeit gegeben ist.

2. Unter Männergewalt leidende Frauen mit einem Behinderungsgrad von mindestens 33 % haben Anspruch auf eine Verbesserung in Höhe oder Dauer der in diesem Abschnitt festgelegten finanziellen Rechte zur Ermöglichung des Wiederherstellungs- und Entschädigungsprozesses gemäß den in den Durchführungsbestimmungen festzulegenden Anforderungen und Bedingungen.

ARTIKEL 72. HIV

Die in Artikel 71.2 festgelegten Rechte gelten auch für HIV-infizierte Frauen, die Männergewalt erleiden.

ARTIKEL 73. ROMA-GEMEINSCHAFTEN

Die Regierung muss spezifische Sensibilisierungsstrategien für Frauen aus Roma-Gemeinschaften entwickeln, die zusammen mit Roma-Frauen-Organisationen entworfen und abgestimmt werden müssen, damit Roma-Frauen die notwendigen Mittel und Maßnahmen zum Umgang mit dem gesellschaftlichen Druck bzw. der kulturellen Rechtfertigung von Gewalt gegen Frauen kennen und in der Lage sind, in dieser Situation aktiv zu handeln.

ARTIKEL 74. STRAFANSTALTEN

1. Frauen, die Haftstrafen in Strafanstalten für Erwachsene und Minderjährige verbüßen, haben das Recht auf den Zugang zu den in Abschnitt III festgelegten Leistungen und Dienststellen, vorausgesetzt, die Leistung ist mit dieser Situation vereinbar.

2. Die Regierung muss Fachkräfte auf dem Gebiet der Männergewalt – konkret in den Bereichen Psychologie, Justiz, Sozial- und Arbeitsrecht – für die Intervention im Strafvollzug zur Verfügung stellen. Diese Fachkräfte müssen die folgenden Funktionen erfüllen:

a) Erkennung von Gewaltsituationen, die Frauen erleiden oder erlitten haben.

b) Eintragung der Gewaltsituationen in die Strafvollzugsakten der Frauen.

c) Ausarbeitung eines angemessenen Strafvollzugs in Zusammenarbeit mit dem Netzwerk.

3. Die Regierung muss Transsexuellen geeignete Räumlichkeiten zur Wahrung ihrer Rechte zur Verfügung stellen.

ARTIKEL 75. WEIBLICHE GENITALVERSTÜMMELUNG

Die Regierung muss neben der Einhaltung der gültigen Rechtsvorschriften die für die notwendigen Maßnahmen für Folgendes ergreifen:

a) Förderung der Familienvermittlung, wenn die Gefahr der Genitalverstümmelung besteht. Bei der Vermittlung sollten Experten und Personen aus den von diesen Praktiken betroffenen Gemeinschaften beteiligt sein; außerdem muss die Unterstützung von Fachkräften der medizinischen Grundversorgung gegeben sein.

b) Sicherstellung von spezifischen Maßnahmen zur Prävention und Beseitigung weiblicher Genitalverstümmelung durch Förderung von Informationskampagnen der Frauen aus Ländern, in denen diese Praktiken ausgeübt werden, und Ausbildung der mit der Intervention beauftragten Fachkräfte.

c) Handlung im Bereich der internationalen Kooperation im Sinne von Arbeit in den Herkunftsländern zur Beseitigung dieser Praktiken.

d) Bereitstellung von Gesundheitsdiensten für chirurgische Eingriffe, um Anfragen nach der Wiederherstellung der verstümmelten Genitalien entgegenkommen zu können, sowie Mechanismen, um psychologische, familiäre und die Gemeinschaft betreffende Unterstützung geben zu können. Besteht bei Minderjährigen ein gesundheitliches Risiko, muss das Fachpersonal über Gesundheitsdienste verfügen, um chirurgische Eingriffe vornehmen zu können.

TITEL IV. ZUSTÄNDIGKEITEN, ORGANISATION UND UMFASSENDE INTERVENTION IM KAMPF GEGEN MÄNNERGEWALT

KAPITEL 1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN ZU DEN ZUSTÄNDIGKEITEN

ARTIKEL 76. VERANTWORTLICHKEITEN DER BEHÖRDEN

1. Die Generalitat und die Gemeinden Kataloniens sind gemäß diesem Abschnitt und gegebenenfalls den Gesetzen über Gebietsorganisation und Lokalverwaltung zuständig für die Leistungen des Netzwerks für Betreuung und umfassende Wiederherstellung sowie für die von diesem Gesetz festgelegten Leistungen.

2. Ungeachtet der von diesem Gesetz verfügten Zuständigkeiten können die Gemeinden auch Verantwortungen übernehmen, die der Generalitat zustehen, und zwar durch Delegation oder gemeinsamer Verwaltung.

ARTIKEL 77. DIENSTSTELLENÜBERGREIFENDE KOORDINATION UND ZUSAMMENARBEIT

1. Den zuständigen Behörden obliegt unter anderem die Koordination:

a) der allgemeinen öffentlichen Politik im Kampf gegen Männergewalt;

b) der öffentlichen Politik in Sachen Männergewalt mit der Erziehungs-, Gesundheits-, Beschäftigungs-, Forschungs- und Medienpolitik sowie jeder anderen Politik im Zusammenhang mit dem Kampf gegen diese Gewalt;

c) der Leistungen im Bereich der Betreuung, Fürsorge, Schutz, Wiederherstellung und Entschädigung mit den Justizinstitutionen und den Sicherheitskräften und -einheiten;

d) der Mittel zur Betreuung und Information auf Gemeindeebene mit den Zentren für spezialisierte Intervention der Generalitat;

e) der von diesem Gesetz geregelten Leistungen mit denen der für die Gebiete Erziehung, Beschäftigung, Gesundheit, Soziales und anderen im Zusammenhang mit Männergewalt zuständigen katalanischen Behörden.

2. Die einzelnen Behörden Kataloniens müssen bei der Ausübung ihrer Kompetenzen kooperieren, um die Wahrnehmung der von diesem Gesetz anerkannten Rechte zu gewährleisten.

ARTIKEL 78. DATENAUSTAUSCH

Die zuständigen Behörden müssen die notwendigen persönlichen Daten austauschen, um die Dienststellen des Netzwerks für Betreuung und umfassende Wiederherstellung und die von diesem Gesetz festgelegten finanziellen Leistungen sowie andere gesetzlich geregelte Leistungen im Zusammenhang mit Männergewalt angemessen verwalten zu können. Zu diesem Zweck muss eine spezifische, gesetzlich geregelte Kartei geschaffen werden.

KAPITEL 2. ZUSTÄNDIGKEITEN DER BEHÖRDEN

ARTIKEL 79. ZUSTÄNDIGKEITEN DER REGIERUNG 
Die Regierung muss:

a) ungeachtet der Gemeindezuständigkeiten die allgemeine Politik für den Kampf gegen Männergewalt und deren Beseitigung definieren und die entsprechenden Planungsinstrumente und die Schaffung des Netzwerkes für Betreuung und umfassende Wiederherstellung verabschieden;

b) alle Maßnahmen in Sachen Prävention, Identifikation, Betreuung, Fürsorge, Schutz, Wiederherstellung und Entschädigung der Frauen, die Männergewalt erleiden, ordnen sowie die dazugehörigen Mittel bereitstellen;

c) die Form und das Verfahren zur Bewilligung finanzieller Hilfen, Dienstleistungen und anderer von diesem Gesetz geregelter Mittel festlegen;

d) die Schulung der beteiligten Fachkräfte im Kampf gegen Männergewalt zum Zweck ihrer Beseitigung regeln, konkret der Fachkräfte, die die von diesem Gesetz festgelegten Leistungen verwalten;

e) über die Zusammenarbeit mit den staatlichen Behörden wachen und Formeln zur gegenseitigen Zusammenarbeit, Kooperation und Information fördern, die zur Garantie der in diesem Gesetz geregelten Rechte notwendig sind;

f) die Zusammenarbeit und Kooperation mit den anderen autonomen Gemeinschaften fördern, um die von diesem Gesetz geregelten Rechte zu gewährleisten;

g) alle anderen Aufgaben erfüllen, die dieses Gesetz ausdrücklich und weitere Gesetze zu diesem Thema ihnen auferlegen.

ARTIKEL 80. KATALANISCHES FRAUENINSTITUT

1. Das Katalanische Fraueninstitut muss nicht nur alle Aufgaben erfüllen, die ihm durch die geltende Gesetzgebung übertragen sind, sondern ist die Zentralstelle im Kampf gegen Männergewalt. 

2. Im Hinblick auf die Ziele des vorliegenden Gesetzes sind die Aufgaben des Katalanischen Fraueninstituts:

a) die Förderung und Koordination der Politik gegen Männergewalt, die von der Generalitat verabschiedet werden muss;

b) die Entwicklung und Aktivierung einer Politik gegen Männergewalt in Zusammenarbeit mit den lokalen Behörden, den sozialen Akteuren, den Fachorganisationen und den Frauengruppen, die auf diesem Gebiet arbeiten;

c) die Anpassung der von den katalanischen Behörden ausgearbeiteten Pläne und Programme auf die von der Regierung der Generalitat entwickelten Programme in Sachen Männergewalt; 

d) die Koordination und Gewährleistung der transversalen Arbeit auf allen Ebenen; 

e) die Anregung zur Ausarbeitung und zum Abschluss von Kooperationsabkommen und Vereinbarungen zwischen den einzelnen Behörden und Organisationen, die gegen Männergewalt und für ihre Beseitigung kämpfen;

f) die Vorlage von Plänen zu Programmierung, Leistungsangebot, Verwaltung und Koordination der das Netzwerk bildenden Dienststellen in Zusammenarbeit mit den Gemeinden – außer Information und Betreuung für Frauen, für die laut diesem Gesetz die lokalen Stellen zuständig sind.

ARTIKEL 81. ZENTRUM FÜR STUDIUM, ERFORSCHUNG UND AUSBILDUNG AUF DEM GEBIET DER MÄNNERGEWALT

1. Gründung des Zentrums für Studium, Erforschung und Ausbildung auf dem Gebiet der Männergewalt als abhängiges Organ des Katalanischen Fraueninstituts, das als permanentes Studien- und Forschungsinstitut der Männergewalt und Aus- und Weiterbildungszentrum von Fachpersonal im Umgang mit dieser Art von Gewalt organisiert wird.

2. Die Zusammensetzung, Funktionsweise, Zuständigkeiten und Koordination des Zentrums für Studium, Erforschung und Ausbildung auf dem Gebiet der Männergewalt mit anderen Organisationen und Behörden muss durch Durchführungsbestimmungen geregelt werden.

ARTIKEL 82. NATIONALE KOMMISSION FÜR KOORDINIERTE INTERVENTION GEGEN MÄNNERGEWALT

1. Gründung der Nationalen Kommission für koordinierte Intervention gegen Männergewalt – sie untersteht dem Katalanischen Fraueninstitut – als spezifisches Organ institutioneller Koordination für die Förderung, Nachverfolgung, Kontrolle und Bewertung der zur Bewältigung der Männergewalt durchgeführten Handlungen, ungeachtet der Zuständigkeiten für Förderung, Nachverfolgung und Kontrolle der Behörden der Generalitat.

2. Die Zusammensetzung, Funktionsweise, Zuständigkeiten und Koordination der Nationalen Kommission für koordinierte Intervention gegen Männergewalt mit anderen Organen müssen in den Durchführungsbestimmungen geregelt werden.

ARTIKEL 83. ZUSTÄNDIGKEITEN DER GEMEINDEN

1. Die Gemeinden sind für Folgendes zuständig:

a) Programmierung, Leistungsangebot und Verwaltung von Information und Betreuung der Frauen und Weiterleitung an die in diesem Gesetz genannten Dienststellen.

b) Leistungsangebot bzw. Verwaltung anderer Dienststellen des Netzwerks für Betreuung und umfassende Wiederherstellung gemäß einer mit der Generalitat zu treffenden Vereinbarung.

c) Zusammenarbeit bei der Verwaltung der von diesem Gesetz festgelegten finanziellen Leistungen und Zuschüsse.

d) Erfüllung aller anderen von diesem Gesetz geregelten Aufgaben, für die sie zuständig sind, im Zusammenhang mit Frauen, die Männergewalt erleiden oder erlitten haben.

e) Erfüllung der sonstigen, durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Zuständigkeiten.

2. Gemeinden mit einer Bevölkerung von weniger als 20.000 Einwohnern können ihre Zuständigkeiten an einen Gemeindeverband oder andere lokale Organisationen abtreten.

KAPITEL 3. UMFASSENDE INTERVENTION GEGEN MÄNNERGEWALT

ARTIKEL 84. PROGRAMME DER UMFASSENDEN INTERVENTION GEGEN MÄNNERGEWALT

1. Die Programme der umfassenden Intervention gegen Männergewalt sind Planungsinstrumente, die das Katalanische Fraueninstitut zusammen mit den jeweils zuständigen Regierungsabteilungen entwickeln und die Regierung mit einer Laufzeit von vier Jahren verabschieden muss. Diese Instrumente umfassen die Gesamtheit der Ziele und Maßnahmen zur Beseitigung der Männergewalt und legen die Interventionsrichtlinien und die der Staatsgewalt als Orientierung für ihre Handlungen dienlichen Leitlinien koordiniert, global und beteiligend fest.

2. Die Programme, auf die sich Absatz 1 bezieht, müssen Maßnahmen festlegen, die andere behördliche Bereiche, lokale Organisationen, soziale Akteure, Frauengruppen und Fachkräfte mit einbeziehen.

3. Die Programme zur umfassenden Intervention gegen Männergewalt müssen auch Strategien der Koordination und Kooperation sowie Pläne zur Erforschung und Kenntnis der Realität festlegen und einen Finanzbericht enthalten.

4. Für die Ausarbeitung, Verfolgung und Bewertung der Programme zur umfassenden Intervention muss das Katalanische Fraueninstitut die erforderlichen Mechanismen entwickeln, um die Teilnahme der lokalen Organisationen, Frauengruppen, sozialen Akteure, Fachleute und Fachgruppen auf dem Gebiet der Männergewalt zu gewährleisten.

ARTIKEL 85. PROTOKOLLE ZUR KOORDINIERTEN INTERVENTION GEGEN MÄNNERGEWALT

1. Die Protokolle zur koordinierten Intervention gegen Männergewalt müssen Maßnahmen und Mechanismen zur Unterstützung, Koordination und Kooperation für die öffentlichen Institutionen und anderen beteiligten Organisationen enthalten, die die zur korrekten Ausführung notwendigen Formalitäten und Handlungsfolgen definieren.

2. Die Ziele der Protokolle für eine koordinierte Intervention gegen Männergewalt sind:

a) Die Gewährleistung der Koordination der unterschiedlichen Regierungsabteilungen der Generalitat, lokalen Organisationen, sozialen Akteure und der von ihnen abhängigen Dienststellen sowie die Eingrenzung der Handlungsbereiche in Situationen von Männergewalt.

b) Die Bestimmung der Koordinations- und Kooperationsmechanismen, die eine kontinuierliche und flüssige Informationsübertragung zwischen den betroffenen Organisationen ermöglichen sollen.

c) Die Anwendung von Interventionsmethoden, die die Reviktimisierung der betroffenen Frauen verhindern soll.

d) Die Gewährleistung der erforderlichen Mittel zur Verwirklichung und Fortdauer des Protokolls.

e) Die Entwicklung von Betreuungsplänen für die unterschiedlichen Gewaltsituationen und die konkreten Bedürfnisse, die aus diesen Situationen entstehen.

f) Die Erstellung eines gemeinsamen und abgestimmten Modells der Datenerfassung, um die Kenntnis der Realität zu garantieren.

3. Die Protokolle müssen die Beteiligung der direkt mit der Behandlung der Männergewalt zusammenhängenden Organisationen – z.B. in unterschiedlichen Gebieten arbeitende Frauengruppen und -vereinigungen – anhand eines mit diesem Gesetz zu vereinbarenden Interventionsmodells festlegen.

4. Das Katalanische Fraueninstitut muss die Erstellung der Protokolle für alle Gebietsverwaltungen der Generalitat oder gegebenenfalls auch – durch Erlass der Regierung – für die gesetzlich festgelegten Gebietsverwaltungen veranlassen.

5. Die Protokolle müssen die Umsetzung und das Verfahren der Maßnahmen sowie der Verantwortlichkeiten der an der Bekämpfung der Männergewalt beteiligten Sektoren festlegen, um die Prävention, die wirksame und persönliche Betreuung und die Wiederherstellung der Frauen in einer Risikosituation oder einer tatsächlichen Situation von Männergewalt zu gewährleisten.

ARTIKEL 86. BETEILIGUNG UND FÖRDERUNG DER LOKALEN ORGANISATIONEN 

1. Die Behörden der Generalitat müssen in ihrer Politik zur Beseitigung der Männergewalt die lokalen Organisationen beteiligen.

2. Die Programme und Maßnahmen, die sich aus der Anwendung dieses Gesetzes ergeben, müssen die lokalen Organisationen fördern, um Programme und Aktivitäten zu entwickeln, die der Beseitigung von Männergewalt dienen oder ihre Auswirkungen lindern.

ARTIKEL 87. BETEILIGUNG UND FÖRDERUNG DER FRAUENRÄTE UND -VEREINE 

1. Die Behörden müssen bei ihrer Politik zur Beseitigung der Männergewalt in erster Linie die Frauenbeteiligungsräte, aber auch andere bestehende Frauenorganisationen bzw. Frauengruppen von Gewerkschafts- oder Unternehmerorganisationen einbeziehen.

2. Die bei der Anwendung dieses Gesetzes entwickelten Programme und Handlungen müssen Förderungsmaßnahmen der Organisationen, auf die sich Absatz 1 bezieht, treffen, um Programme umzusetzen, die zur Beseitigung der Männergewalt oder zur Linderung ihrer Auswirkungen beitragen.

ZUSATZBESTIMMUNGEN

ERSTENS. FINANZIELLE MITTEL
1. Die Generalitat ist verantwortlich für die Bereitstellung der erforderlichen Mittel zur angemessenen Ordnung und Dotierung der von diesem Gesetz festgelegten Maßnahmen und Leistungen.

2. Die Generalitat muss die notwendigen Budgeteinstellungen tätigen, um alle anerkannten Finanz- und Dienstleistungen, Mittel, Programme, Projekte und sonstige in diesem Gesetz genannte Maßnahmen gemäß den hier zugewiesenen Zuständigkeiten zu finanzieren.

3. Die Regierung muss die lokalen Gebietskörperschaften mit einem spezifischen Jahresfonds ausstatten, um zu gewährleisten, dass die Leistungen der Information und Betreuung für Frauen im Sinne dieses Gesetzes ausreichend sind. Die Verteilung dieses Fonds unter den lokalen Gebietskörperschaften muss anhand von objektiven Kriterien geschehen, die alle zwei Jahre mit den interessierten Organisationen vereinbart werden müssen und sich nach der Einwohnerzahl, dem Prinzip des Gebietsgleichgewichts und der Budgetkapazität richten müssen; außerdem müssen diese Kriterien die Besonderheiten der Bevölkerung und die Bedürfnisse der Frauen berücksichtigen, um die von diesem Gesetz festgelegte Wirksamkeit der Rechte zu gewährleisten, ungeachtet dessen, dass die Gemeinden und andere lokale Organisationen in ihren Budgets die erforderlichen Einstellungen für die Finanzierung ihrer jeweiligen Kompetenzen vornehmen.

4. Die Behörden der Generalitat müssen – ungeachtet anderer Formen gemischter Finanzierung mit Beteiligung öffentlicher Gelder – die Kosten für die Dienststellen für Information und Betreuung von Frauen in Gemeinden mit weniger als 20.000 Einwohnern übernehmen und diese aus dem in Absatz 3 festgelegten spezifischen Fonds schöpfen.

5. Die Regierung kann gemäß Artikel 83.1.b Zusammenarbeitsabkommen mit den lokalen Behörden anregen, um die Verwaltung der auf Männergewalt spezialisierten und bereits vor Verabschiedung dieses Gesetzes bestehenden Dienststellen je nach Zuständigkeiten und Merkmalen der hier festgelegten Dienststellen neu zu regeln.

ZWEITENS. ÜBERARBEITUNG DER LEHRPLÄNE

Die für Erziehungsfragen zuständige Regierungsabteilung muss die Lehrpläne prüfen, um sexistische Inhalte und Inhalte, die Geschlechterdiskriminierung, Verletzung von Frauenrechten und Männergewalt begünstigen, zu entdecken.

DRITTENS. ABÄNDERUNG DER RECHTSVERORDNUNG 1/1997 ÜBER DAS BEAMTENTUM

Dem Artikel 116 des durch die Rechtsverordnung 1/1997 (31. Oktober) verabschiedeten Einheitstextes des Gesetzes über das Beamtentum der Behörden der Generalitat wird der Buchstabe u mit dem folgenden Wortlaut hinzugefügt:

„u) Handlungen sexueller Belästigung oder geschlechtsbedingter Belästigung, die Inhalt von Artikel 5.3 des Gesetzes über das Recht der Frauen auf Beseitigung von Männergewalt sind, und Handlungen, die eine geschlechtsbedingte oder sexuelle Belästigung darstellen können, aber keinen schweren Verstoß darstellen.“

VIERTENS. ABÄNDERUNG DES GESETZES 10/1997 ÜBER SOZIALHILFEZAHLUNGEN

Der Buchstabe e des Artikels 6.1 des Gesetzes 10/1997 (3. Juli) über Sozialhilfezahlungen wird auf folgenden Wortlaut abgeändert:

„e) Bei Frauen, die eine Situation Männergewalt erleiden oder erlitten haben und die von diesem Gesetz beanspruchten Anforderungen erfüllen, dürfen ausschließlich die Einkünfte und Einkommen, über die die antragstellenden Frauen verfügen oder verfügen können, berücksichtigt werden; die Einkünfte und Einkommen anderer mit ihr zusammenlebender Familienmitglieder werden nicht eingerechnet.“

FÜNFTENS. ABÄNDERUNG DES GESETZES 18/2003 ÜBER FAMILIENUNTERSTÜTZUNG

Der Artikel 44.1 des Gesetzes 18/2003 (4. Juli) über Familienunterstützung wird auf folgenden Wortlaut abgeändert:

„1. Die Regierung muss einen Garantiefonds zum Ausgleich nicht geleisteter Unterhalts- und Versorgungsausgleichszahlungen gründen. Dieser Fonds muss verwendet werden, wenn eine richterliche Feststellung über die Nichterfüllung der Unterhaltspflicht vorliegt und diese Nichterfüllung zu einer prekären finanziellen Lage führt.“

SECHSTENS. ABÄNDERUNG DES GESETZES 22/2005 ÜBER DIE AUDIOVISUELLEN MEDIEN KATALONIENS

Das Gesetz 22/2005 (29. Dezember) über die audiovisuellen Medien Kataloniens wird folgendermaßen abgeändert:

a) Dem Artikel 132 – schwerste Verstöße – wird ein neuer Buchstabe f mit dem folgenden Wortlaut hinzugefügt:

„f) Die Verbreitung und Herstellung von Programminhalten oder Werbung, die Männergewalt anregen oder rechtfertigen oder banalisieren.“

b) Dem Artikel 9 wird ein zweiter Paragraph mit dem folgenden Wortlaut hinzugefügt:

„Diese Dienste müssen auch die vom Gesetz über das Recht der Frauen auf Beseitigung von Männergewalt in diesem Bereich auferlegten Pflichten respektieren.“

SIEBTENS. ABÄNDERUNG DER RECHTSVERORDNUNG 3/2002 ÜBER DIE ÖFFENTLICHEN FINANZEN KATALONIENS

1. Dem Artikel 92 der Neufassung des Gesetzes über die öffentlichen Finanzen Kataloniens, die durch die Rechtsverordnung 3/2002 (24. Dezember) verabschiedet wurde, wird der Absatz 7 mit dem folgenden Wortlaut hinzugefügt:

„7. Die Ausschreibungsgrundlagen für Subventionen an Unternehmen mit 25 oder mehr Mitarbeitern müssen – im Einverständnis mit den sozialen Akteuren – die Verpflichtung zur Angabe der Mittel enthalten, die in den Betriebsstätten zur Prävention und Erkennung sexueller und geschlechtsbedingter Belästigung sowie gegebenenfalls zur Intervention eingesetzt werden.“

2. Dem Artikel 99.1 der Neufassung des Gesetzes über die öffentlichen Finanzen Kataloniens wird der Buchstabe f mit dem folgenden Wortlaut hinzugefügt:

„Fehlende Angaben zu den in Artikel 92.7 angegebenen Mitteln oder ihre unberechtigte Nutzung.“

ACHTENS. ABÄNDERUNG DES GESETZES 1/2001 ÜBER FAMILIÄRE VERMITTLUNGSARBEIT IN KATALONIEN

Dem Gesetz 1/2001 (15. März) über familiäre Vermittlungsarbeit in Katalonien wird der Artikel 22 A hinzugefügt:

„Artikel 22 A. Begrenzung der Vermittlungsarbeit

„Wenn eine Frau körperliche, psychische oder sexuelle Gewalt durch den Partner oder einen Familienangehörigen, der Gegenstand der Vermittlung ist, erlitten hat oder erleidet, muss eine Unterbrechung oder gegebenenfalls die Aussetzung des Beginns von familiärer Vermittlung stattfinden.“

NEUNTENS. ABÄNDERUNG DES GESETZES 11/1989 ÜBER DIE SCHAFFUNG DES KATALANISCHEN FRAUENINSTITUTS

Die Artikel 4 und 5 des Gesetzes 11/1989 (10. Juli) über die Schaffung des Katalanischen Fraueninstituts, abgeändert durch das Gesetz 7/2004 (16. Juli) über Steuer- und Verwaltungsmittel, werden modifiziert und erhalten den folgenden Wortlaut:

„Artikel 4

„Das Katalanische Fraueninstitut wird von den folgenden Organen geleitet:

„a) Vorstand.

„b) Exekutivausschuss.“

„Artikel 5

„1. Die Zusammensetzung des Vorstands wird durch Verordnung bestimmt. Der Exekutivausschuss mit dem Rang Ministerialabteilung ist Mitglied des Vorstands und wird von der Regierung ernannt.

„2. Die Mitglieder des Vorstands müssen sich durch ihre Tätigkeit auf dem Gebiet der Gleichberechtigung und Förderung von Frauen bewiesen haben.“

ZEHNTENS. STRAFVOLLZUGSBEHÖRDE

Die Regierung muss die erforderlichen Mechanismen entwickeln, damit bei der Bewilligung einer Straferleichterung jeglicher Art zuvor ein Bericht der Strafvollzugsbehörde über die Situation des Opfers erstellt wird.

ELFTENS. JÄHRLICHE INFORMATION ÜBER DAS PROGRAMM DER UMFASSENDEN INTERVENTION GEGEN MÄNNERGEWALT

Die Regierung muss das Parlament jährlich über die Durchführung des Programms der umfassenden Intervention gegen Männergewalt informieren.

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

ERSTENS. WIRKUNG DES GESETZES AUF DIE GESELLSCHAFT

Binnen drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes muss die für Frauenpolitik zuständige Regierungsabteilung durch das Katalanische Fraueninstitut eine Beurteilung der Wirkung des Gesetzes auf die Gesellschaft in Auftrag geben. Bei dieser Beurteilung müssen der Nationale Frauenrat Kataloniens und Fachleute auf diesem Gebiet mitwirken.

ZWEITENS. AKTUALISIERUNG DES NETZWERKS FÜR BETREUUNG UND UMFASSENDE WIEDERHERSTELLUNG

Um das Netzwerk für Betreuung und umfassende Wiederherstellung für unter Männergewalt leidenden Frauen flexibel und entsprechend den Bedürfnissen der katalanischen Bevölkerung zu gestalten, kann es die Regierung der Generalitat gemäß den jeweiligen Haushaltsgesetzen in den ersten sechs Jahren nach der Verabschiedung dieses Gesetzes alle zwei Jahre aktualisieren.

DRITTENS. ANWENDUNG DES GARANTIEFONDS FÜR UNTERHALTSZAHLUNGEN UND LEISTUNGEN

Bis zur Entwicklung der Durchführungsbestimmungen des vorliegenden Gesetzes muss die Regierung der Generalitat im Jahr 2008 ermitteln und beurteilen, welche Bedürfnisse, Mittel und Dienststellen notwendig sind, um den in Artikel 49 beschriebenen Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen umzusetzen. Die Rahmenbeträge des Fonds müssen gemäß den jeweiligen Haushaltsgesetzen der Generalitat berechnet werden.

VIERTENS. BESCHLUSS DER MODELLE UMFASSENDER INTERVENTION

Die Regierung muss im Zeitraum von einem Jahr die Modelle umfassender Intervention und die von den Artikeln 53.1 und 53.3 festgelegten Dienststellen beschließen.

FÜNFTENS. BESCHLUSS DES PROGRAMMS UMFASSENDER INTERVENTION

Die Regierung muss während des Jahres 2008 das in Artikel 84 genannte Programm umfassender Intervention gegen Männergewalt 2008-2011 beschließen, das die in den Artikeln 43, 65, 66 und 67 und in der zweiten Zusatzbestimmung festgelegten Maßnahmen mit einbeziehen muss.

SECHSTENS. ÜBERGANGSRECHT

Bis zur Entwicklung der Durchführungsbestimmungen für die in Artikel 54 festgelegten Leistungen und Dienststellen des Netzwerks müssen die Vorschriften der Umsetzungs- und Durchführungsbestimmungen des Gesetzes 12/2007 (11. Oktober) über Sozialleistungen hinsichtlich der Umsetzungsmaßnahmen der Sozialleistungen angewandt werden.

AUFHEBENDE BESTIMMUNG
Alle diesem Gesetz gegensätzlichen oder ihm widersprechenden gleich- oder nachrangigen Vorschriften werden außer Kraft gesetzt.

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

ERSTENS. VERORDNUNGSERMÄCHTIGUNG

Die Regierung wird – im Rahmen ihrer Zuständigkeiten – dazu ermächtigt, die für die Anwendung und Umsetzung des vorliegenden Gesetzes erforderlichen Durchführungsbestimmungen zu erlassen.

ZWEITENS. ZUSATZREGELUNG

Bei allen nicht ausdrücklich von diesem Gesetz in Sachen Dienststellen geregelten Bestimmungen kommen ergänzend das Gesetz 12/2007 (11. Oktober) über Sozialleistungen und seine Durchführungsbestimmungen sowie die Rechtsvorschriften der jeweils zuständigen Behörden zur Anwendung.

DRITTENS. REGELUNG DES GARANTIEFONDS FÜR UNTERHALTSZAHLUNGEN UND LEISTUNGEN

Binnen einem Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes muss die Regierung den Garantiefonds für Unterhaltszahlungen und Leistungen zum Ausgleich nicht geleisteter Unterhalts- und Versorgungsausgleichszahlungen als Ersatz oder gegebenenfalls Ergänzung des Garantiefonds für Unterhaltszahlungen zu Staatslasten entwickeln und regulieren, damit er ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits verfügbar ist.

VIERTENS. BUDGETEINSTELLUNGEN

Die Regierung muss die notwendigen Budgeteinstellungen tätigen, um die von diesem Gesetz anerkannten Finanz- und Dienstleistungen erfüllen zu können.

FÜNFTENS. INKRAFTTRETEN

Das vorliegende Gesetz tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Diari Oficial de la Generalitat de Catalunya (Amtsblatt der katalanischen Landesregierung) in Kraft.
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